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Der	 Landtag	 des	 Freistaates	 Bayern	 hat	 das	 fol-
gende	 Gesetz	 beschlossen,	 das	 hiermit	 bekannt	 ge-
macht	wird:

Art.	1

Feststellung	des	Haushaltsplans

Der	diesem	Gesetz	als	Anlage	beigefügte	Haus-
haltsplan	des	Freistaates	Bayern	für	die	Haushaltsjah-
re	2011	und	2012	wird	in	Einnahmen	und	Ausgaben	
auf

42 491 134 500 €	für	das	Haushaltsjahr	2011	und

43 115 855 000 €	für	das	Haushaltsjahr	2012

festgestellt.

Art.	2

Kreditermächtigungen

(1)	 Das	 Staatsministerium	 der	 Finanzen	 wird	 er-
mächtigt,	 zur	Deckung	von	Ausgaben	 für	 Investitio-
nen	folgende	Kredite	am	Kreditmarkt	aufzunehmen:

1.	 im	Haushaltsjahr	2011	bis	zur	Höhe	von Null €,

2.	 im	Haushaltsjahr	2012	bis	zur	Höhe	von Null €,

3.	 die	 in	 den	 vorausgegangenen	 Haushaltsjahren	
genehmigten	Kreditmittel,	soweit	sie	bis	zum	Ab-
lauf	 des	 Haushaltsjahres	 2010	 nicht	 aufgenom-
men	wurden	und	zur	Deckung	noch	benötigt	wer-
den.

(2)	1Das	Staatsministerium	der	Finanzen	wird	er-
mächtigt,	zweckgebundene	Darlehen	aus	Mitteln	des	
Bundes,	 die	 zur	 Förderung	 des	 Städtebaus	 gewährt	
werden,	bis	zu	folgender	Höhe	aufzunehmen:

1.	 im	Haushaltsjahr	2011	bis	zur	Höhe	von 200 000 €,

2.	 im	Haushaltsjahr	2012	bis	zur	Höhe	von 200 000 €.

2Diese	Ermächtigung	erhöht	oder	vermindert	sich	in-
soweit,	als	die	zur	Verfügung	gestellten	zweckgebun-
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denen	Darlehen	die	im	Haushalt	veranschlagten	Be-
träge	überschreiten	oder	hinter	ihnen	zurückbleiben.

(3)	1Die	Kreditermächtigung	des	Abs. 1	erhöht	sich	
um	die	Beträge,	die	bei	den	Kapiteln	13 06	und 13 60	
im	betreffenden	Haushaltsjahr	 zur	Tilgung	von	Kre-
diten	 am	 Kreditmarkt	 sowie	 zur	 Kursstützung	 von	
Staatsanleihen	erforderlich	sind;	sie	erhöht	sich	ferner	
um	die	Beträge,	die	zur	Umfi	nanzierung	von	Krediten	
auf	Grund	längerer	Laufzeiten	oder	sonstiger	günsti-
gerer	 Bedingungen	 notwendig	 werden.	 2Das	 Staats-
ministerium	der	Finanzen	darf	im	Rahmen	von	Kredit-
fi	nanzierungen	 ergänzende	 Vereinbarungen	 treffen,	
die	 der	 Steuerung	 von	 Zinsänderungsrisiken	 sowie	
der	Erzielung	günstiger	Konditionen	bei	neuen	Kredi-
ten	und	bestehenden	Schulden	dienen.

(4)	1Das	Staatsministerium	der	Finanzen	wird	er-
mächtigt,	ab	November	eines	Haushaltsjahres	im	Vor-
griff	auf	die	Kreditermächtigung	des	nächsten	Haus-
haltsjahres	 Kredite	 bis	 zur	 Höhe	 von	 zwei	 v.H.	 des	
in	Art.	1	für	das	laufende	Jahr	festgestellten	Betrags	
aufzunehmen.	 2Die	danach	aufgenommenen	Kredite	
sind	auf	die	Kreditermächtigung	des	nächsten	Haus-
haltsjahres	anzurechnen.

(5)	1Das	Staatsministerium	der	Finanzen	wird	er-
mächtigt,	zur	vorübergehenden	Verstärkung	der	Be-
triebsmittel	 des	 Staates	 Kassenverstärkungskredite	
bis	 zur	 Höhe	 von	 acht	 v.H.	 des	 festgestellten	 Haus-
haltsvolumens	aufzunehmen.	2Über	diesen	Betrag	hi-
naus	 kann	 das	 Staatsministerium	 der	 Finanzen	 wei-
tere	 Kassenverstärkungskredite	 aufnehmen,	 soweit	
es	 von	 der	 Kreditermächtigung	 nach	 Abs.  1	 keinen	
Gebrauch	macht.

Art.	3

Konjunkturpolitisch	bedingte	Maßnahmen

(1)	Die	Staatsregierung	kann	bei	einer	allgemei-
nen	 Abschwächung	 der	 Wirtschaftstätigkeit	 gemäß	
§ 6	Abs. 2	 in	Verbindung	mit	§ 14	des	Gesetzes	zur	
Förderung	der	Stabilität	und	des	Wachstums	der	Wirt-
schaft	 zusätzliche	 Ausgaben	 beschließen,	 wenn	 und	
soweit	 hierfür	 zusätzliche	 Finanzhilfen	 des	 Bundes	
gemäß	Art. 104b	Abs. 1	Nr. 1	des	Grundgesetzes	zur	
Abwehr	 einer	 Störung	 des	 gesamtwirtschaftlichen	
Gleichgewichts	zur	Verfügung	stehen.
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(2)	 Soweit	 die	 in	 Abs.  1	 genannten	 Mittel	 zur	
Leistung	 von	 zusätzlichen	 Ausgaben	 gemäß	 §  6	
Abs. 2	des	Gesetzes	zur	Förderung	der	Stabilität	und	
des	Wachstums	der	Wirtschaft	nicht	ausreichen,	wird	
das	Staatsministerium	der	Finanzen	ermächtigt,	über	
die	 in	Art. 2	erteilten	Kreditermächtigungen	hinaus	
Kredite	 bis	 zur	 Höhe	 von	 100  000  000  €	 aufzuneh-
men.

(3)	 1Im	 Fall	 einer	 die	 volkswirtschaftliche	 Leis-
tungsfähigkeit	übersteigenden	Nachfrageausweitung	
kann	 die	 Staatsregierung	 das	 Staatsministerium	 der	
Finanzen	ermächtigen,	die	Verfügung	über	bestimmte	
Ausgabemittel,	den	Beginn	von	Baumaßnahmen	und	
das	Eingehen	von	Verpfl	ichtungen	zu	Lasten	künfti-
ger	Haushaltsjahre	von	seiner	Einwilligung	abhängig	
zu	machen.	2Das	Staatsministerium	der	Finanzen	hat	
die	 dadurch	 nach	 Ablauf	 eines	 Haushaltsjahres	 frei	
gewordenen	 Mittel,	 soweit	 sie	 nicht	 zur	 Verminde-
rung	 des	 Kreditbedarfs	 verwendet	 werden	 können,	
einer	Ausgleichsrücklage	zuzuführen.

Art.	4

Haushaltswirtschaftliche	Sperren

(1)	Die	Staatsregierung	kann	das	Staatsministeri-
um	der	Finanzen,	unbeschadet	seiner	Befugnisse	ge-
mäß	Art.	41	BayHO,	ermächtigen,	 im	Benehmen	mit	
dem	Ausschuss	 für	Staatshaushalt	und	Finanzfragen	
des	Landtags	zur	Erwirtschaftung	der	bei	Kap.	13 03	
Tit.	 972  01	 veranschlagten	 Minderausgabe	 die	 Aus-
gabemittel	im	erforderlichen	Umfang	zu	kürzen	oder	
zu	sperren.

(2)	Nach	Abs. 1	und	nach	Art.	41	BayHO	gesperr-
te	Beträge	sind	in	der	Haushaltsrechnung	als	Minder-
ausgabe	nachzuweisen.

(3)	 Daneben	 sind	 aus	 Bundesmitteln	 fi	nanzierte	
Ausgaben	zu	sperren,	soweit	auf	Grund	von	Etatent-
scheidungen	 des	 Bundes	 absehbar	 ist,	 dass	 gegen-
über	den	Ansätzen	im	Haushaltsplan	geringere	Bun-
desmittel	eingehen	werden.

Art.	5

Änderung	der	Bayerischen	Haushaltsordnung

Die	 Haushaltsordnung	 des	 Freistaates	 Bayern	
–	 Bayerische	 Haushaltsordnung	 –	 BayHO	 –	 (BayRS	
630-1-F),	 zuletzt	 geändert	 durch	 §	 11	 des	 Gesetzes	
vom	5.	August	2010	(GVBl	S.	410),	wird	wie	folgt	ge-
ändert:

1.	 Art.	10	Abs. 4	erhält	folgende	Fassung:

„(4)	 Die	 Staatsregierung	 unterrichtet	 den	
Landtag	 rechtzeitig	 über	 Staatsverträge	 oder	
sonstige	Vereinbarungen	mit	dem	Bund	oder	ei-
nem	Land,	soweit	sie	erhebliche	haushaltsmäßige	
Auswirkungen	haben.“

2.	 Art.	49	Abs. 1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Der	bisherige	Wortlaut	wird	Satz	1.

b)	 Es	werden	folgende	Sätze	2	bis	4	angefügt:

„2Hat	 ein	 Beamter	 gleichzeitig	 mehrere	
Hauptämter	 mit	 Anspruch	 auf	 Bezüge	 inne,	
richtet	 sich	 die	 Einweisung	 in	 die	 Planstelle	
nach	dem	Hauptamt,	für	das	die	Bezüge	ge-
währt	werden.	 3Für	 jedes	weitere	Hauptamt,	
für	das	keine	Bezüge	gewährt	werden,	ist	der	
Beamte	 zusätzlich	 in	 eine	 Planstelle	 oder	 in	
eine	Leerstelle	einzuweisen.	4Die	Einweisung	
in	eine	Planstelle	oder	eine	Leerstelle	gemäß	
Satz 3	ist	nicht	erforderlich,	wenn	das	weitere	
Hauptamt	vom	selben	Dienstherrn	verliehen	
wurde.“

3.	 Art. 50	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 In	Abs. 2	Satz 1	werden	nach	dem	Wort	„Be-
züge“	die	Worte	„und	sonstigen	Leistungen“	
eingefügt.

b)	 In	Abs.	3	Satz	3	wird	die	Besoldungsgruppe	
„A 2“	durch	die	Besoldungsgruppe	„A 3“	er-
setzt.

Art.	6

Bewirtschaftung	der	Personalausgaben,
Stellenbesetzung

(1)	1Bei	der	Bewirtschaftung	der	Personalausga-
ben	 sind	 die	 Verwaltungen	 an	 die	 Stellenpläne	 für	
planmäßige	Beamte	und	Richter,	Beamte	und	Richter	
auf	Zeit,	Beamte	und	Richter	auf	Probe	(Titel	422 01	
bis	 422  06	 und	 Titel	 422  11	 bis	 422  15),	 für	 Beam-
te	auf	Widerruf	im	Vorbereitungsdienst	(Titel	422 21	
bis	422 25),	für	abgeordnete	Beamte	und	Richter	(Ti-
tel	422 31	bis	422 35),	sowie	für	Arbeitnehmer	(Titel	
428 01	bis	428 07)	gebunden.	 2Bei	der	Bewirtschaf-
tung	 der	 Stellenpläne	 und	 der	 Personalausgaben	
sind	neben	den	folgenden	Abs.	die	Nrn. 2	und	3	der	
Durchführungsbestimmungen	verbindlich	zu	beach-
ten.

(2)	1Die	im	Haushaltsplan	2011	neu	ausgebrach-
ten	 Stellen	 für	 Beamte,	 Richter	 und	 Arbeitneh-
mer	dürfen	nicht	vor	dem	1. Oktober	2011	und	die	
im	 Haushaltsplan	 2012	 neu	 ausgebrachten	 Stellen	
nicht	vor	dem	1. Oktober	2012	besetzt	werden;	das	
Staatsministerium	der	Finanzen	kann	in	besonderen	
Einzelfällen	 Ausnahmen	 zulassen.	 2Frei	 werdende	
Stellen	 für	 Beamte,	 Richter	 und	 Arbeitnehmer	 dür-
fen	frühestens	nach	Ablauf	von	zwölf	Monaten	vom	
Tag	des	Freiwerdens	an	besetzt	werden	(Wiederbe-
setzungssperre);	 dies	 gilt	 auch	 für	 Stellen	 in	 Titel-
gruppen	 und	 für	 Stellen,	 die	 bei	 den	 Titeln	 428  21	
und	428 22	veranschlagt	sind;	für	institutionell	geför-
derte	 Zuwendungsempfänger	 gilt	 die	 Wiederbeset-
zungssperre	 sinngemäß.	 3Satz	 2	 gilt	 nicht	 bei	 einer	
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Neueinstellung	eines	schwerbehinderten	Menschen.	
4Die	zuständige	oberste	Dienstbehörde	kann	im	Ein-
vernehmen	mit	dem	Staatsministerium	der	Finanzen	
in	besonderen	Fällen	Ausnahmen	von	Satz	2	zulas-
sen.	5Abweichend	von	Art. 50	Abs. 1	Satz 2		BayHO	
können	 in	 den	 Haushaltsjahren	 2011	 und	 2012	
kw-Vermerke,	 die	 im	 Rahmen	 der	 Neugliederung	
der	 Geschäftsbereiche	 oder	 der	 Verwaltungsreform	
auszubringen	 sind,	 mit	 einer	 zeitlichen	 Einschrän-
kung	versehen	werden.

(3)	Bei	der	Stellenbesetzung	ist	Folgendes	zu	be-
achten:

1.	 Innerhalb	 der	 einzelnen	 Haushaltskapitel	 kön-
nen,	 soweit	 und	 solange	 dienstliche	 Bedürfnisse	
es	erfordern,	die	im	Haushaltsplan	ausgebrachten	
Planstellen	 und	 Stellen	 nach	 folgenden	 Maßga-
ben	auch	anderweitig	besetzt	werden:

a)	 1Freie	und	besetzbare	Planstellen	und	andere	
Stellen	können	wie	folgt	besetzt	werden:

aa)	 Stellen	für	planmäßige	Beamte	oder	Rich-
ter	(Titel	422 0.)

–	 durch	 Beamte	 oder	 Richter	 auf	 Zeit,	
durch	 Beamte	 oder	 Richter	 auf	 Pro-
be	sowie	durch	abgeordnete	Beamte	
oder	Richter	(Titel	422 3.),

–	 durch	 Beamte	 auf	 Widerruf	 im	 Vor-
bereitungsdienst	 (Titel	 422  21	 bis	
422 25),

–	 durch	 Arbeitnehmer	 (Titel	 428  0.,	
428 2.	und	428 30)	oder

–	 durch	 Arbeitnehmer	 für	 sonstige	
Hilfsleistungen	 und	 dergleichen	 (Ti-
tel	428 1.).

bb)	Stellen	 für	 Beamte	 auf	 Widerruf	 im	 Vor-
bereitungsdienst	(Titel	422 21	bis	422 25)

–	 durch	 Beamte	 auf	 Widerruf	 im	 Vor-
bereitungsdienst	 mit	 gleichem	 oder	
niedrigerem	 Anwärtergrundbetrag	
(Art. 77	BayBesG),

–	 in	 Kapitel	 03  18	 durch	 Polizeiober-
wachtmeister	der	BesGr	A 5	oder

–	 durch	Dienstanfänger.

cc)	 Stellen	für	Arbeitnehmer	(Titel	428	0.)

–	 durch	Arbeitnehmer	(Titel	428 2.),

–	 durch	 Arbeitnehmer	 für	 sonstige	
Hilfsleistungen	 und	 dergleichen	 (Ti-
tel	428 1.)	oder

–	 durch	Auszubildende.

2Die	 in	 Satz  1	 genannten	 Stellenbesetzun-
gen	 dürfen	 nur	 mit	 Beschäftigten	 gleicher	
oder	 niedrigerer	 Besoldungs-	 oder	 Entgelt-
gruppen	vorgenommen	werden;	bei	der	Be-
setzung	von	Stellen	 für	planmäßige	Beamte	
durch	Beamte	auf	Widerruf	im	Vorbereitungs-
dienst	(Titel	422 21	bis	422 25)	sind	für	die	zu	
besetzenden	 Planstellen	 die	 Eingangsämter	
maßgebend,	 in	 die	 die	 Beamten	 auf	 Wider-
ruf	 im	 Vorbereitungsdienst	 nach	 Abschluss	
des	 Vorbereitungsdienstes	 voraussichtlich	
eintreten.	 3Planstellen	mit	einer	Amtszulage	
(Art.  34	 Abs.  1	 BayBesG),	 mit	 einer	 Zulage	
für	besondere	Berufsgruppen	(Art. 34	Abs. 2	
BayBesG),	mit	einer	besonderen	Amtszulage	
(Art.  27	 Abs.  3	 BayBesG)	 und/oder	 mit	 ei-
ner	 besonderen	 Zulage	 für	 Richter	 (Art.  56  	
	BayBesG)	gelten	als	eigene	Besoldungsgrup-
pe.	 4Gleiches	 gilt	 für	 Planstellen	 mit	 einer	
Stellenzulage	 (Art. 51	 	BayBesG),	soweit	der	
Ausweis	der	Stellenzulage	im	Haushaltsplan	
durch	Gesetz	oder	Rechtsverordnung	vorge-
schrieben	 ist.	 5Planstellen	 derselben	 Besol-
dungsgruppe	mit	einer	Amtszulage	oder	mit	
einer	 Zulage	 für	 besondere	 Berufsgruppen	
gelten	bei	der	Stellenverrechnung	als	gleich-
wertig;	dies	gilt	 nicht,	wenn	Planstellen	 so-
wohl	mit	einer	Amtszulage	als	auch	mit	einer	
Zulage	für	besondere	Berufsgruppen	ausge-
bracht	sind.	 	 6Soweit	gemäß	Satz 1	Doppel-
buchst. aa	Planstellen	der	Titel	422 0.	durch	
Arbeitnehmer	(Titel	428 30)	besetzt	werden,	
sind	die	Ausgaben	bei	Titel	428 07	nachzu-
weisen.

b)	 Ein	Beamter,	der	vom	Landtag	auf	Grund	der	
Verfassung	oder	auf	Grund	eines	Landesge-
setzes	gewählt	wurde,	kann	nach	dem	Ende	
seiner	 Amtszeit	 bis	 zur	 Einweisung	 in	 eine	
für	 ihn	 geeignete	 Planstelle	 auf	 einer	 Plan-
stelle	niedrigerer	Wertigkeit,	mindestens	je-
doch	der	Besoldungsgruppe	A13,	verrechnet	
werden.

c)	 1Auf	 Stellen	 für	 Beamte	 auf	 Widerruf	 im	
Vorbereitungsdienst	 bzw.	 auf	 Stellen	 für	
Polizeivollzugsbeamte	 in	 Ausbildung	 (Titel	
422  21	 bis	 422  25)	 dürfen	 mit	 Zustimmung	
des	Staatsministeriums	der	Finanzen	bis	zur	
Bekanntmachung	 des	 nächsten	 Haushalts-
gesetzes	 Beamte	 auf	 Probe	 oder	 Beamte	
auf	 Lebenszeit	 im	 jeweiligen	 Eingangsamt	
verrechnet	 werden.	 2Die	 Zustimmung	 des	
Staatsministeriums	 der	 Finanzen	 ist	 nicht	
erforderlich,	 wenn	 die	 Verrechnung	 sechs	
Monate	nicht	überschreitet	und	die	dadurch	
entstehenden	 Mehrkosten	 an	 geeigneter	
Stelle	 bei	 den	 Personalausgaben	 des	 ent-
sprechenden	 Einzelplans	 zusätzlich	 einge-
spart	werden.

d)	 1Von	 den	 Stellenplänen	 für	 tarifl	iche	 Arbeit-
nehmer	darf	vorübergehend	nur	dann	abge-
wichen	 werden,	 wenn	 Höhergruppierungen	
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von	 Arbeitnehmern	 auf	 Grund	 für	 den	 Frei-
staat	Bayern	verbindlicher,	im	Lauf	des	Haus-
haltsjahres	 in	Kraft	 tretender	neuer	Tarifver-
träge	durchzuführen	sind.	2Nach	Möglichkeit	
sind	 hierfür	 jedoch	 besetzbare	 freie	 Stellen	
zu	verwenden.	3In	der	Aufzeichnung	über	die	
Stellenbesetzung	 ist	 die	 höhere	 Eingruppie-
rung	unter	Hinweis	auf	den	entsprechenden	
Tarifvertrag	zu	vermerken.

e)	 Nr.  3	 der	 Durchführungsbestimmungen	 zum	
Haushaltsgesetz	bleibt	unberührt.

2.	 Beamte,	die	auf	Grund	von	Art. 53	BayBesG	(Zu-
lage	 für	 die	 Wahrnehmung	 befristeter	 Funktio-
nen)	oder	auf	Grund	von	Art. 54	BayBesG	(Zulage	
für	die	Wahrnehmung	eines	höherwertigen	Amts)	
Besoldung	 entsprechend	 einer	 höheren	 Besol-
dungsgruppe	erhalten,	sind,	soweit	im	Haushalts-
plan	nichts	anderes	bestimmt	ist,	in	eine	Planstel-
le	dieser	Besoldungsgruppe	einzuweisen.

3.	 1Beamte	 oder	 Arbeitnehmer,	 die	 auf	 Grund	 ge-
setzlicher	oder	tarifl	icher	Vorschrift	für	ihre	Per-
son	 betragsmäßig	 dauerhaft	 Besoldung	 oder	
Entgelte	 einer	 höheren	 Besoldungs-	 oder	 Ent-
geltgruppe	erhalten,	sind	in	die	nächste	besetz-
bar	 werdende	 (Plan-)  Stelle	 dieser	 oder	 einer	
höheren	 Besoldungs-	 oder	 Entgeltgruppe	 ein-
zuweisen.	 2Für	 den	 Ausgleich	 von	 Amtszula-
gen,	Zulagen	für	besondere	Berufsgruppen	und	
besonderen	 Amtszulagen	 gilt	 Entsprechendes.	
3Satz  1	 gilt	 nicht	 für	 Zulagen	 gemäß	 Art.  57
BayBesG.

4.	 1Nr.  3	 gilt	 entsprechend,	 wenn	 Arbeitnehmern	
höherwertige	 Tätigkeiten	 übertragen	 werden	
sollen	und	dadurch	tarifrechtliche	Ansprüche	auf	
Höhergruppierung	 begründet	 werden	 oder	 bei	
einer	 vorübergehenden	 Übertragung	 einer	 hö-
herwertigen	Tätigkeit	nach	§	14	TV-L	eine	Zulage	
zu	zahlen	ist.	2Dies	gilt	jedoch	nicht	bei	einer	vor-
übergehenden	Übertragung	einer	höherwertigen	
Tätigkeit	nach	§	14	TV-L	für	die	Zeit	der	Vertre-
tung	eines	erkrankten	Bediensteten,	 für	die	Zeit	
der	 Vertretung	 einer	 Bediensteten,	 die	 den	 Be-
schäftigungsverboten	nach	dem	Mutterschutzge-
setz	unterliegt,	oder	für	die	Zeit	der	vollumfängli-
chen	Urlaubsvertretung.

5.	 Wird	 einem	 Bediensteten	 Elternzeit	 gewährt,	
kann	 zur	 Überbrückung	 eines	 unabweisbaren	
Aushilfsbedarfs	das	ganz	oder	teilweise	freie	Stel-
lengehalt	der	betreffenden	Stelle	für	die	Beschäf-
tigung	von	Aushilfskräften	verwendet	werden.

6.	 Im	Übrigen	sind	Abweichungen	bei	der	Stellen-
besetzung	nur	in	besonderen	unvorhergesehenen	
und	unabweisbaren	Einzelfällen	mit	Zustimmung	
des	Staatsministeriums	der	Finanzen	kostenneut-
ral	möglich.

(4)	 1In	 den	 Kapiteln	 15  06	 bis	 15  27,	 15  32	 bis	
15 48,	dem	Kapitel 15 50	sowie	in	den	Kapiteln	15 59	

bis	 15  64	 können	 die	 Hochschulen	 und	 das	 Elite-
netzwerk	Bayern	innerhalb	ihres	jeweiligen	Kapitels	
die	 Wertigkeiten	 der	 ausgebrachten	 (Plan-)	 Stellen	
für	Forschung	und	Lehre	neu	 festsetzen,	 soweit	 sie	
frei	sind	oder	frei	werden	und	ein	unabweisbarer	Be-
darf	hierfür	besteht.	2Veränderungen	im	Bereich	der	
(Plan-)  Stellen	 für	 die	 Hochschulverwaltung	 bedür-
fen	der	vorherigen	Zustimmung	durch	das	Staatsmi-
nisterium	der	Finanzen.	 3Aus	den	abweichend	vom	
Stellenplan	 neu	 festgesetzten	 Wertigkeiten	 dürfen	
sich	 keine	 höheren	 Personalkosten	 ergeben,	 als	 es	
dem	 Gegenwert	 der	 umgewandelten	 Stellen	 ent-
spricht.	4Im	Benehmen	mit	der	jeweiligen	Hochschu-
le	können	Stellen	nach	Kapitel	15 28	bzw.	15 49	um-
gesetzt	und	vom	Staatsministerium	für	Wissenschaft,	
Forschung	und	Kunst	den	vorgenannten	Kapiteln	zur	
Abdeckung	 eines	 unabweisbaren	 Personalbedarfs	
zugewiesen	 werden.	 5Hierbei	 können	 die	 Stellen-
wertigkeiten	 kostenneutral	 neu	 festgelegt	 werden.	
6Das	Staatsministerium	für	Wissenschaft,	Forschung	
und	Kunst	wird	ermächtigt,	im	Rahmen	der	zur	Ver-
fügung	 stehenden	 Mittel	 die	 Wertigkeiten	 der	 in	
Kapitel	 13  30	 Titelgruppe	 56	 und	 Kapitel	 15  06	 Ti-
telgruppe	 86	 ausgebrachten	 (Plan-)	 Stellen	 kosten-
neutral	neu	festzusetzen.

(5)	 1Sind	 im	 Vollzug	 des	 Art.  33	 Abs.  1	 des	 Ge-
setzes	 über	 kommunale	 Wahlbeamte	 Beamte	 oder	
Arbeitnehmer	in	den	Staatsdienst	zu	übernehmen,	so	
gelten	die	dafür	erforderlichen	(Plan-) Stellen	zusätz-
lich	 in	 der	 entsprechenden	 Wertigkeit	 für	 die	 Dau-
er	 von	 zwei	 Jahren	 als	 im	 Staatshaushalt	 bewilligt.	
2Nach	 diesem	 Zeitraum	 sind	 diese	 Beschäftigten	 in	
andere	geeignete,	freie	und	besetzbare	(Plan-) Stellen	
einzuweisen.	3Soweit	bei	der	entsprechenden	Verwal-
tung	hierfür	keine	geeigneten	(Plan-) Stellen	zur	Ver-
fügung	stehen,	gelten	Leerstellen	der	entsprechenden	
Wertigkeit	als	bewilligt;	Art. 50	Abs. 5	BayHO	ist	ent-
sprechend	anzuwenden.

(6)	 1Im	 Rahmen	 des	 Bayerischen	 Genomfor-
schungsnetzwerks,	 des	 Biosystemforschungsnetz-
werks	 einschließlich	 Kernzentrum,	 des	 Bayerischen	
Forschungsnetzwerks	 Immuntherapie,	 des	 Professo-
rinnenprogramms,	des	Energiecampus	Nürnberg,	des	
Wettbewerbs	„Aufstieg	durch	Bildung:	offene	Hoch-
schulen“,	des	„gemeinsamen	Programms	des	Bundes	
und	der	Länder	für	bessere	Studienbedingungen	und	
mehr	Qualität	in	der	Lehre“	und	zur	Einrichtung	von	
Projekten	 in	 den	 drei	 Förderlinien	 im	 Rahmen	 der	
Exzellenzinitiative	wird	das	Staatsministerium	der	Fi-
nanzen	zur	Schaffung	von	Planstellen	und	Stellen	für	
Arbeitnehmer	 ermächtigt.	 2Die	 Stellen	 erhalten	 den	
Vermerk	 „kw	 mit	 Auslaufen	 der	 Finanzierung“.	 3Im	
Fall	 der	 Exzellenzinitiative	 können	 gesetzliche	 und	
arbeitsvertraglich	 vereinbarte	 Beihilfeleistungen	 für	
Beamte	und	Arbeitnehmer	auf	nach	Satz	1	geschaffe-
nen	Planstellen	bzw.	Stellen	auch	zu	Lasten	der	Bei-
hilfeansätze	 bei	 Kapitel	 15  02	 Titelgruppe	 61	 bis	 65	
gewährt	 werden,	 wenn	 die	 betreffenden	 Dienststel-
len	 im	Gegenzug	einen	Beitrag	 in	Höhe	des	Durch-
schnittsbetrags	 der	 jährlichen	 Beihilfe-	 und	 Verwal-
tungsaufwendungen	 pro	 Beihilfeanspruch	 an	 den	
Staatshaushalt	 abführen;	 das	 Staatsministerium	 der	
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Finanzen	teilt	den	betroffenen	Dienststellen	die	nach	
den	Aufwendungen	des	Vorjahres	zu	bestimmenden	
Beträge	mit.

(7)	1Das	Staatsministerium	der	Finanzen	wird	zur	
Schaffung	von	Planstellen	und	Stellen	für	Arbeitneh-
mer		aus	Zuwendungen	Dritter	und		aus	Studienbeiträ-
gen	bis	zu	75	v.H.	des	Beitragsaufkommens	ermäch-
tigt.	 2Diese	Stellen	dürfen	nur	 so	 lange	 in	Anspruch	
genommen	 werden,	 als	 die	 Personalaufwendungen	
(im	 Fall	 von	 Planstellen	 grundsätzlich	 mit	 Versor-
gungszuschlag)	aus	Studienbeiträgen	fi	nanziert	wer-
den	 können	 oder	 von	 dritter	 Seite	 erstattet	 werden	
und	die	Anschlussfi	nanzierung	gesichert	ist.	3Gesetz-
liche	 und	 arbeitsvertraglich	 vereinbarte	 Beihilfeleis-
tungen	für	Beamte	und	Arbeitnehmer	auf	nach	Satz	1	
geschaffenen	Planstellen	bzw.	Stellen	können	abwei-
chend	von	Satz	2	auch	zu	Lasten	der	Beihilfeansätze	
bei	Kapitel	15 02	Titelgruppe	61	bis	65	gewährt	wer-
den,	wenn	die	betreffenden	Dienststellen	im	Gegen-
zug	einen	Beitrag	 in	Höhe	des	Durchschnittsbetrags	
der	jährlichen	Beihilfe-	und	Verwaltungsaufwendun-
gen	 pro	 Beihilfeanspruch	 an	 den	 Staatshaushalt	 ab-
führen;	das	Staatsministerium	der	Finanzen	teilt	den	
betroffenen	 Dienststellen	 die	 nach	 den	 Aufwendun-
gen	des	Vorjahres	zu	bestimmenden	Beträge	mit.	4Auf	
diesen	Stellen	geführtes	Lehrpersonal	hat	grundsätz-
lich	die	volle	Lehrverpfl	ichtung	zu	erbringen.

(8)	1Zuschläge	zur	Sicherung	der	Funktions-	und	
Wettbewerbsfähigkeit	gemäß	Art. 60	BayBesG	sowie	
Anwärtersonderzuschläge	 gemäß	 Art.  78	 BayBesG	
dürfen	nur	geleistet	werden,	soweit	hierfür	im	Haus-
haltsplan	 Ausgabemittel	 veranschlagt	 sind.	 2In	 den	
Haushaltsjahren	 2011	 und	 2012	 sind	 für	 Zuschläge	
gemäß	 Art.  60	 BayBesG	 Ausgabemittel	 für	 196	 Ver-
gabemöglichkeiten	 veranschlagt;	 Ausgabemittel	 für	
Zuschläge	gemäß	Art. 78	BayBesG	sind	nicht	veran-
schlagt.

(9)	 1Die	 im	 Haushaltsplan	 2011	 im	 Rahmen	 der	
Reduzierung	 der	 Arbeitszeit	 der	 Beamten	 neu	 aus-
gebrachten,	 in	 der	 jeweiligen	 Überschrift	 der	 Erläu-
terungen	 mit	 dem	 Klammerzusatz	 „(Arbeitszeitver-
kürzung	Art. 6h HG	2009/2010)“	ge	kennzeichneten,	
Stellen	dürfen	erst	ab	1. August	2012	in	ihrer	Wertig-
keit	 in	Anspruch	genommen	werden.	2Bis	zu	diesem	
Zeitpunkt	 dürfen	 diese	 Stellen	 nur	 mit	 Beamten	 auf	
Widerruf	im	Vorbereitungsdienst	besetzt	werden.	3Die	
im	Haushaltsplan	2012	 im	Rahmen	der	Reduzierung	
der	 Arbeitszeit	 der	 Beamten	 neu	 ausgebrachten,	 in	
der	jeweiligen	Überschrift	der	Erläuterungen	mit	dem	
Klammerzusatz	 „(Arbeitszeitverkürzung)“	 gekenn-
zeichneten,	 Stellen	 dürfen	 abweichend	 von	 Abs.  2	
Satz 1	ab	1. August	2012	in	Anspruch	genommen	wer-
den.	4Abweichend	von	den	Sätzen	1	bis	3	können	die	
Stellen	kostenneu	tral	auch	früher	oder	früher	in	ihrer	
ausgebrachten	 Wertigkeit	 in	 Anspruch	 genommen	
werden;	 die	 abweichende	 Inanspruchnahme	 bedarf	
der	 Zustimmung	 des	 Staatsministeriums	 der	 Finan-
zen.

(10)	Das	Staatsministerium	für	Ernährung,	Land-
wirtschaft	 und	 Forsten	 wird	 ermächtigt,	 im	 Einver-

nehmen	 mit	 dem	 Staatsministerium	 der	 Finanzen	
kostenneutral	 bis	 zu	 50	 (Plan-)Stellen	 innerhalb	 des	
Einzelplans	08	in	das	Kapitel	08 20	zur	Errichtung	ei-
nes	Kompetenzzentrums	 für	Ernährung	umzusetzen,	
das	verwaltungsmäßig	in	die	Landesanstalt	für	Land-
wirtschaft	(LfL)	eingebunden	ist.

(11)	 Für	 den	 Fall	 der	 Einrichtung	 eines	 verselb-
ständigten	 völlig	 unabhängigen	 Landesamts	 für	 Da-
tenschutzaufsicht	wird	das	Staatsministerium	des	In-
nern	im	Einvernehmen	mit	dem	Staatsministerium	der	
Finanzen	ermächtigt,	bis	zu	16	(Plan-)	Stellen	kosten-
neutral	innerhalb	des	Einzelplans	03A	umzuwandeln	
und	umzusetzen;	dabei	können	Amtsbezeichnungen,	
Wertigkeiten	und	Stellenzahl	kostenneutral	verändert	
werden.

(12)	1Das	Staatsministerium	der	Finanzen	wird	er-
mächtigt,	zum	Ausbau	der	bayerischen	Hochschulen	
zur	Bewältigung	der	steigenden	Studierendenzahlen	
zu	 Lasten	 der	 bei	 Kapitel	 13  30	 Titelgruppe  56	 und	
bei	Kapitel	15 06	Titelgruppe 86	in	das	Haushaltsjahr	
2011	 übertragenen	 Ausgabereste	 sowie	 zu	 Lasten	
der	bei	Kap.	15 06	Tit.	231 02	zusätzlich	eingehenden	
Bundesmittel	 zusätzliche	 (Plan-)	Stellen	zu	 schaffen.	
2Die	Stellen	erhalten	den	Vermerk	„kw	mit	Auslaufen	
der	Finanzierung“.

(13)	 1Im	 Haushaltsjahr	 2011	 wird	 in	 Kap.  06  01	
Tit. 422 01	eine	Stelle	der	BesGr B 3	 (Ministerialrat,	
Ministerialrätin)	nach	BesGr B 4	(CIO-Stabsstellenlei-
ter,	CIO-Stabsstellenleiterin	in	einer	obersten	Dienst-
behörde)	 kostenneutral	 gehoben.	 2Zur	 Gegenfi	nan-
zierung	 der	 Hebung	 wird	 in	 Kap.	 06  04	 Tit.	 422  01	
Buchst.  b	 (Automationsbereich)	 eine	 0,08  Stelle	 der	
BesGr A 10	(Regierungsoberinspektoren,	Regierungs-
oberinspektorinnen)	eingespart.

Art.	6a

Sperre	frei	werdender	Stellen	bis	1997

(entfallen)

Art.	6b

Sperre	frei	werdender	Stellen	ab	2005

(1)	 1In	 den	 Jahren	 2005	 bis	 2019	 sind	 9  000	 frei	
werdende	Stellen	für	Beamte,	Richter	und	Arbeitneh-
mer	 zu	 sperren	 (einschließlich	 der	 Stellen	 bei	 Titel	
428  21,	 der	 Stellen	 bei	 Titel	 428  22	 des	 Einzelplans	
08	und	der	Stellen	bei	Titelgruppen	der	Einzelpläne	
03B	und	12),	und	zwar	 je	750	Stellen	 in	den	Jahren	
2005	bis	2008,	 je	600	Stellen	 in	den	Jahren	2009	bis	
2013	und	je	500	Stellen	in	den	Jahren	2014	bis	2019.	
2Die	 Jahresraten	 können	 unbegrenzt	 überschritten,	
jedoch	jeweils	nur	um	bis	zu	75	Stellen	unterschritten	
werden.	3Die	Gesamtunterschreitung	darf	zu	keinem	
Zeitpunkt	 mehr	 als	 450	 Stellen	 betragen.	 4Sie	 muss	
spätestens	im	Jahr	2019	ausgeglichen	werden.	5In	die	
Sperre	 nicht	 einbezogen	 werden	 Stellen	 für	 Beamte	
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auf	 Widerruf	 im	 Vorbereitungsdienst	 und	 Auszubil-
dende	sowie	Leerstellen,	Stellen	für	abgeordnete	Be-
amte	und	Ersatzstellen.

(2)	Der	Ausschuss	für	Staatshaushalt	und	Finanz-
fragen	des	Landtags	verteilt	die	Sperre	nach	Vorlage	
eines	Berichts	der	Staatsregierung	auf	die	Einzelplä-
ne;	der	Bericht	ist	für	jedes	Jahr	gesondert	bis	spätes-
tens	1. April	vorzulegen.

(3)	 Werden	 bei	 einer	 Wirtschaftlichkeitsuntersu-
chung	 durch	 einen	 externen	 Berater	 im	 Abschluss-
bericht	Möglichkeiten	für	einen	Stellenabbau	aufge-
zeigt,	darf	in	den	untersuchten	Bereichen	bis	zu	einer	
Entscheidung	 der	 Staatsregierung	 über	 die	 Umset-
zung	der	Untersuchungsergebnisse	nur	jede	dritte	frei	
werdende	Stelle	wiederbesetzt	werden.

(4)	 Das	 Staatsministerium	 der	 Finanzen	 wird	 er-
mächtigt,	 nähere	 Bestimmungen	 zum	 Vollzug	 der	
Stellensperre	zu	erlassen.

(5)	Die	nach	den	Abs. 1	und	2	gesperrten	Stellen	
sind	in	den	nachfolgenden	Haushaltsplänen	einzuzie-
hen.

Art.	6c

Beschäftigung	schwerbehinderter	Menschen

(1)	1In	den	Jahren	2011	und	2012	sind	jeweils	150	
freie	und	frei	werdende	Stellen	gesperrt	und	der	Ein-
stellung	 zusätzlicher	 schwerbehinderter	 Menschen	
vorbehalten,	 wobei	 eine	 Übererfüllung	 der	 Quote	
des	Vorjahres	auf	die	Quote	des	Jahres	2011	bzw.	des	
Jahres	2012	angerechnet	werden	kann.	2Die	Stellen-
sperre	verteilt	sich	auf	die	Ressorts	im	Verhältnis	ihres	
Anteils	an	den	nach	dem	Teil 2	SGB IX	maßgeblichen	
Arbeitsplätzen	des	Freistaates	Bayern.	3Als	Stellen	im	
Sinn	des	Satzes	1	gelten	alle	Arbeitsplätze	im	Sinn	des	
Teils 2	SGB IX.

(2)	 1Können	 nach	 Abs.  1	 gesperrte	 Stellen	 nicht	
mit	 neu	 eingestellten	 schwerbehinderten	 Menschen	
besetzt	 werden,	 so	 werden	 in	 entsprechendem	 Um-
fang	Stellen,	für	die	gemäß	Art. 6 Abs. 1	Stellenbin-
dung	besteht,	nach	Kap. 13 03	Tit. 422 05	umgesetzt.	
2Sie	sind	grundsätzlich	entsprechend	dem	Stellenbe-
stand	des	jeweiligen	Ressorts	zu	verteilen.

(3)	Das	Staatsministerium	der	Finanzen	kann	die	
Amtsbezeichnungen,	Wertigkeiten	und	Stellenzahlen	
der	Stellen	im	Kap. 13 03	Tit. 422 05	kostenneutral	än-
dern.

(4)	1Das	Staatsministerium	der	Finanzen	setzt	die	
Stellen	im	Kap. 13 03	Tit. 422 05	auf	Antrag	in	andere	
Verwaltungen	 für	 die	 Neueinstellung	 schwerbehin-
derter	Menschen	um.	2Scheidet	ein	neu	eingestellter	
schwerbehinderter	Mensch	 innerhalb	von	zehn	Jah-
ren	 nach	 der	 Umsetzung	 aus	 dem	 Staatsdienst	 aus,	
fällt	 die	 umgesetzte	 Stelle	 wieder	 nach	 Kap.  13  03	
Tit.  422  05	 zurück,	 soweit	 sie	 nicht	 innerhalb	 eines	

Jahres	wieder	mit	einem	neu	eingestellten	schwerbe-
hinderten	Menschen	besetzt	wird.

(5)	1Die	Einzelheiten	regelt	das	Staatsministerium	
der	 Finanzen	 im	 Einvernehmen	 mit	 dem	 Staatsmi-
nisterium	für	Arbeit	und	Sozialordnung,	Familie	und	
Frauen.	2Art. 6b	bleibt	unberührt.

Art.	6d

Ersatzstellen	bei	Altersteilzeit,
begrenzter	Dienstfähigkeit	und	bei

Arbeitszeitmodellen

(1)	 Das	 Staatsministerium	 der	 Finanzen	 wird
ermächtigt,	 Stellen	 auszubringen,	 wenn	 Beamten	
die	 Arbeitszeit	 entsprechend	 §§  27	 und	 29  Abs.  3	
BeamtStG	(begrenzte	Dienstfähigkeit)	herabgesetzt	
wird	oder	Teilzeitbeschäftigung	nach	Art. 91	Abs. 1	
bis	3	BayBG	(Altersteilzeit)	bewilligt	worden	ist	und	
jeweils	ein	Bedarf	besteht,	die	durch	die	Herabset-
zung	der	Arbeitszeit	bzw.	durch	die	Gewährung	von	
Altersteilzeitbeschäftigung	entstehenden	personel-
len	Kapazitätsverluste	zu	ersetzen	(Ersatzstellen).

(2)	 1Als	 Ausgleich	 für	 einen	 begrenzt	 dienstfä-
higen	 Beamten	 kann	 für	 die	 Dauer	 der	 begrenzten	
Dienstfähigkeit	 eine	 Ersatzstelle	 in	 der	 gleichen	
Wertigkeit	 ausgebracht	 werden.	 2Die	 Ersatzstelle	
fällt	 mit	 dem	 Ende	 der	 begrenzten	 Dienstfähigkeit	
weg.	 3Die	 Ausbringung	 der	 Ersatzstelle	 ist	 auf	 den	
dem	Gehaltsbruchteil	entsprechenden	Stellenbruch-
teil	 beschränkt,	 der	 sich	 aus	 der	 Differenz	 der	 Be-
soldung	 gemäß	 Art.  7  BayBesG	 und	 der	 Besoldung	
gemäß	Art. 6 BayBesG	ergibt.	4Ändert	sich	der	Um-
fang	der	begrenzten	Dienstfähigkeit,	ändert	sich	der	
Stellenbruchteil	 entsprechend.	 5Wird	 der	 Beamte	
während	 der	 begrenzten	 Dienstfähigkeit	 befördert,	
ändert	sich	die	Wertigkeit	des	Stellenbruchteils	ent-
sprechend.

(3)	 1Als	 Ausgleich	 für	 einen	 Beamten	 in	 Alters-
teilzeit	kann	 in	den	Fällen	des	Art.	91	Abs. 2	Satz 1	
Nr.  1	 BayBG	 (Teilzeitmodell)	 mit	 Beginn	 der	 Alters-
teilzeitbeschäftigung,	in	den	Fällen	des	Art.	91	Abs. 2	
Satz 1	Nr. 2	BayBG	(Blockmodell)	mit	Beginn	der	Frei-
stellungsphase	 jeweils	 bis	 zum	 Ende	 der	 Altersteil-
zeitbeschäftigung	eine	Ersatzstelle	 in	der	Wertigkeit	
des	Eingangsamts	des	Beamten	in	Altersteilzeit	aus-
gebracht	werden.	2Die	Ersatzstelle	kann	auch	bis	zur	
Wertigkeit	der	Planstelle	des	Beamten	in	Altersteilzeit	
ausgebracht	werden,	wenn	die	dadurch	entstehenden	
Mehrkosten	durch	eine	entsprechende	Stellensperre	
bei	den	gemäß	Art. 6	Abs. 1 Satz 1	gebundenen	Stel-
len	 ausgeglichen	 werden.	 3Die	 Ersatzstelle	 fällt	 mit	
Ablauf	der	Altersteilzeitbeschäftigung	weg.	4Die	Aus-
bringung	der	Ersatzstelle	ist	im	Fall	des	Blockmodells	
auf	 den	 durchschnittlichen	 Stellenbruchteil,	 im	 Fall	
des	Teilzeitmodells	auf	40	v.H.	des	durchschnittlichen	
Stellenbruchteils	 beschränkt.	 5Der	 durchschnittliche	
Stellenbruchteil	 entspricht	 dem	 durchschnittlichen	
Gehaltsbruchteil	der	letzten	fünf	Jahre	vor	Beginn	der	
Altersteilzeitbeschäftigung.
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(4)	 1Der	 Unterschied	 zwischen	 dem	 durch	 den	
Beamten	 in	Altersteilzeit	 ohnehin	belegten	Stellen-
anteil	 und	 dem	 durchschnittlichen	 Stellenbruchteil	
im	 Sinn	 des	 Abs.  3	 Satz  5	 ist	 bis	 zum	 Wegfall	 der	
Ersatzstelle	gesperrt.	 2Im	Anschluss	daran	kann	der	
durchschnittliche	 Stellenbruchteil	 nach	 Ablauf	 der	
Wiederbesetzungssperre	 (Art.  6  Abs.  2)	 wieder	 be-
setzt	werden.

(5)	Für	Lehrer	an	öffentlichen	Schulen	ist	für	je-
den	Altersteilzeitfall,	bei	dem	eine	Ersatzstelle	aus-
gebracht	wird,	ein	Bruchteil	von	1/18	einer	Planstelle	
mindestens	in	der	Wertigkeit	des	Eingangsamts	des	
Beamten	 in	Altersteilzeit	zu	sperren,	wenn	der	Be-
ginn	der	Altersteilzeitbeschäftigung	vor	dem	1. Ja-
nuar	 2004	 liegt;	 beginnt	 die	 Altersteilzeitbeschäf-
tigung	 nach	 dem	 31.  Dezember	 2003,	 beträgt	 die	
Sperre	1/12.

(6)	1Abs. 1	bis	4	gelten	für	die	Altersdienstermä-
ßigung	bei	Richtern	(Art.	8c	BayRiG)	und	für	die	be-
grenzte	Dienstfähigkeit	bei	Richtern	(Art.	78a	BayRiG)	
entsprechend.	2Der	durchschnittliche	Stellenbruchteil	
im	Sinn	des	Abs. 3	Satz 5	entspricht	in	den	Fällen	des	
Art.  8c	 Abs.  2	 Nr.  1	 BayRiG	 (Teilzeitmodell),	 in	 den	
Fällen	des	Art. 8c	Abs. 2	Nr. 2	BayRiG	(Blockmodell)	
und	 in	den	Fällen	des	Art.  8c	Abs. 3	Satz 1	BayRiG	
(modifi	ziertes	 Blockmodell)	 dem	 durchschnittlichen	
Gehaltsbruchteil	 der	 letzten	 fünf	 Jahre	 vor	 Beginn	
der	 Altersdienstermäßigung,	 höchstens	 jedoch	 dem	
durch	schnittlichen	 Gehaltsbruchteil	 der	 letzten	 zwei	
Jahre	 vor	 Beginn	 der	 Alters	dienst	ermäßigung.	 3Die	
Ausbringung	 der	 Ersatzstelle	 ist	 in	 den	 Fällen	 des	
modifi	zierten	 Blockmodells	 zeitlich	 auf	 die	 Freistel-
lungsphase	 und	 im	 Umfang	 auf	 den	 durchschnittli-
chen	 Stellenbruchteil	 beschränkt.	 4Ist	 in	 den	 Fällen	
des	modifi	zierten	Blockmodells	die	Differenz	aus	dem	
fi	ktiven	 Stellenbruchteil,	 der	 dem	 während	 der	 Ar-
beitsphase	 durchschnittlich	 geleisteten	 tatsächlichen	
Dienst-Anteil	entspricht,	und	dem	durchschnittlichen	
Stellenbruchteil	 größer	 als	 Null,	 ist	 diese	 Differenz	
vorrangig	 während	 der	 Arbeitsphase	 wertmäßig	 zu	
sperren.

(7)	 1Das	 Staatsministerium	 der	 Finanzen	 wird	
ermächtigt,	 bei	 Arbeitszeitmodellen	 mit	 einer	 län-
gerfristigen	 ungleichmäßigen	 Verteilung	 der	 regel-
mäßigen	Arbeitszeit,	die	zu	einer	zeitweisen	völligen	
Freistellung	 von	 der	 Arbeitsleistung	 (Freistellungs-
phase)	 führen,	 für	 die	 Dauer	 der	 Freistellungspha-
se	 eine	 Ersatzstelle	 auszubringen.	 2Die	 Ersatzstelle	
wird	in	der	Wertigkeit	des	Bediensteten	ausgebracht,	
der	das	Arbeitszeitmodell	 in	Anspruch	nimmt.	 3Der	
Umfang	der	Ersatzstelle	ist	auf	den	Stellenbruchteil	
begrenzt,	 der	 dem	 während	 des	 Arbeitszeitmodells	
außerhalb	 der	 Freistellungsphase	 durchschnittlich	
geleisteten	tatsächlichen	Arbeitszeitanteil	entspricht.	
4Die	Ersatzstelle	kann	nur	mit	einem	bis	zur	Beendi-
gung	der	Freistellung	zeitlich	befristet	beschäftigten	
Bediensteten	 besetzt	 werden.	 5Auf	 einer	 für	 einen	
Beamten	 oder	 Richter	 ausgebrachten	 Ersatzstelle	
kann	 stattdessen	 ein	 Beamter	 oder	 Richter	 in	 der	
Wertigkeit	des	Eingangsamts	des	Beamten,	der	das	
Arbeitszeitmodell	 in	 Anspruch	 nimmt,	 beschäftigt	

werden,	 sofern	 nach	 dem	 Wegfall	 der	 Ersatzstelle	
eine	sofortige	Übernahme	dieses	Beamten	auf	ander-
weitig	frei	werdenden,	besetzbaren	Planstellen	gesi-
chert	 ist.	 6Zum	Ausgleich	 für	die	Ersatzstelle	 ist	die	
Stelle	des	Bediensteten,	der	das	Arbeitszeitmodell	in	
Anspruch	nimmt,	während	der	Gesamtdauer	des	Ar-
beitszeitmodells	in	Höhe	des	Unterschieds	zwischen	
dem	durch	den	Bediensteten	ohnehin	belegten	Stel-
lenanteil	und	dem	Stellenanteil,	der	dem	außerhalb	
der	 Freistellungsphase	 durchschnittlich	 geleisteten	
tatsächlichen	 Arbeitszeitanteil	 entspricht,	 zu	 sper-
ren.	 7Eine	 geplante	 Inanspruchnahme	 von	 Ersatz-
stellen	 im	Rahmen	von	Arbeitszeitmodellen	ist	dem	
Staatsministerium	 der	 Finanzen	 vor	 der	 Genehmi-
gung	der	Arbeitszeitmodelle	anzuzeigen.

(8)	 1Über	 den	 weiteren	 Verbleib	 der	 nach	 den	
Abs.  1	 bis	 7	 ausgebrachten	 Stellen	 ist	 im	 nächsten	
Haushaltsplan	zu	bestimmen.	2Das	Staatsministerium	
der	Finanzen	wird	ermächtigt,	 in	besonderen	Fällen	
Ausnahmen	zuzulassen	sowie	nähere	Bestimmungen	
zum	Vollzug	zu	erlassen.

(9)	Wenn	Beamte	die	Altersteilzeit	vor	dem	1. Ja-
nuar	 2010	 angetreten	 haben	 und	 als	 Ausgleich	 Er-
satzstellen	ausgebracht	werden	oder	wurden,	gelten	
insoweit	 Abs.  1	 bis	 8	 in	 der	 am	 31.  Dezember	 2009	
geltenden	Fassung	entsprechend.

Art.	6e

Sperre	frei	werdender	Stellen	im	Rahmen	
der	Verlängerung	der	Arbeitszeit	

und	der	Unterrichtspfl	ichtzeit

(entfallen)

Art. 6f

Sperre	frei	werdender	Stellen	im	Rahmen	
der	Verlängerung	der	Arbeitszeit	

der	Arbeitnehmer

(1)	1Im	Rahmen	der	Verlängerung	der	Arbeitszeit	
der	Arbeitnehmer	sind	insgesamt	500	frei	werdende	
Stellen	für	Arbeitnehmer	zu	sperren	(6f-Sperre).	2In	
die	6f-Sperre	können	vergleichbare	Planstellen	ein-
bezogen	werden.	3In	die	6f-Sperre	nicht	einbezogen	
werden	 Stellen	 der	 staatlichen	 Schulen	 im	 Einzel-
plan	 05,	 der	 staatlichen	 Hochschulen,	 der	 staatli-
chen	Kliniken	und	Krankenhäuser,	der	Theater	und	
Bühnen,	 der	 Straßenmeistereien	 und	 Autobahn-
meistereien	sowie	Leerstellen,	Stellen	für	abgeord-
nete	Beamte	und	Ersatzstellen.	4In	die	6f-Sperre	sol-
len	die	Stellen	für	Auszubildende	nicht	einbezogen	
werden.

(2)	 1Die	 6f-Sperre	 verteilt	 sich	 wie	 folgt	 auf	 die	
Einzelpläne	 (Sperrekontingente),	 wobei	 bei	 Stellen-
umsetzungen	 zwischen	 den	 Einzelplänen	 entspre-
chende	 anteilige	 Sperrekontingente	 auf	 die	 aufneh-
mende	Verwaltung	übergehen	können:
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Einzelplan Sperrekontingente

02 1

03A 166

03B 26

04 80

05 5

06 67

07 2

08 44

10 20

12 66

15 23

Summe	500

2Das	Staatsministerium	der	Finanzen	wird	ermächtigt,	
anhand	 der	 derzeitigen	 Stellenstruktur	 die	 Sperre-
kontingente	 in	 monetäre	 oder	 vergleichbare	 Einhei-
ten	umzurechnen	und	entsprechend	dieser	Einheiten	
die	6f-Sperre	zu	vollziehen.	3Die	6f-Sperre	sowie	die	
Sperrekontingente	 können	 daher	 von	 den	 in	 Abs.  1	
und	2	Satz 1	genannten	absoluten	Zahlen	abweichen.

(3)	Die	nach	den	Abs. 1	und	2	gesperrten	Stellen	
sind	in	den	nachfolgenden	Haushaltsplänen	einzuzie-
hen.

(4)	 1Das	 Staatsministerium	 der	 Finanzen	 wird	
ermächtigt,	 nähere	 Bestimmungen	 zum	 Vollzug	 der	
6f-Sperre	und	Sperrekontingente	zu	erlassen.	2Art.	6b	
und	6c	bleiben	unberührt.

Art.	6g

Besetzung	von	Stellen	für	Arbeitnehmer

(1)	 1Stellen	oder	Stellenbruchteile	für	Arbeitneh-
mer,	für	die	gemäß	Art. 6 Abs. 1 Satz 1	oder	auf	Grund	
eines	 Haushaltsvermerks	 Stellenbindung	 besteht,	
sind	 bei	 einer	 Nachbesetzung	 dauerhaft	 mindestens	
eine	Entgeltgruppe	niedriger	zu	besetzen,	wenn

1.	 der	bisherige	Stelleninhaber	vor	dem	1. Novem-
ber 2006	auf	Grund	tarifl	icher	Bestimmungen	we-
gen	Zeitablaufs,	Dauer	der	Berufsausübung	oder	
Bewährung	 in	 einer	 höheren	 Vergütungs-	 oder	
Lohngruppe	eingestuft	war,

2.	 der	 bisherige	 Stelleninhaber	 auf	 Grund	 haus-
haltsrechtlicher	 Bestimmungen	 auf	 einer	 nieder-
wertigeren	Stelle	verrechnet	wurde	und

3.	 der	 neue	 Stelleninhaber	 bei	 gleicher	 Tätigkeit	
eine	oder	mehrere	Entgeltgruppen	niedriger	ein-
gestuft	würde.

2Die	 niederwertigere	 Besetzung	 wirkt	 ab	 dem	 Zeit-
punkt	 der	 Nachbesetzung	 auch	 für	 die	 folgenden	

Nachbesetzungen.	 3Die	 niederwertigere	 Besetzung	
nach	den	Sätzen	1	und	2	soll	bei	der	haushaltsrecht-
lich	vorgeschriebenen	Stellenüberwachung	vermerkt	
werden.

(2)	 1Ausnahmen	 von	 Abs.  1	 Sätzen  1  und  2	 be-
dürfen	 der	 Zustimmung	 des	 Staatsministeriums	 der	
Finanzen.	2Der	Zustimmung	zu	einer	Ausnahme	von	
Abs.  1	 Satz  1	 bei	 der	 neuen	 Beschäftigungsbehörde	
bedarf	 es	nicht	bei	 einem	Wechsel	 eines	Arbeitneh-
mers	 von	 einem	 öffentlich-recht	lichen	 Arbeitgeber	
zum	Freistaat	Bayern	oder	bei	 einem	Wechsel	 eines	
Arbeitnehmers	zwischen	staatlichen	Verwaltungen.

(3)	 Über	 die	 endgültige	 Absenkung	 der	 gemäß	
Abs. 1	Sätze 1	und	2	in	einer	niedrigeren	Entgeltgrup-
pe	besetzten	Stellen	für	Arbeitnehmer	ist	in	künftigen	
Haushaltsplänen	zu	entscheiden.

Art.	7

Übertragung	von	Ausgaben

(1)	Ausgabereste	und	Haushaltsvorgriffe	können	
mit	Einwilligung	des	Staatsministeriums	der	Finanzen	
auf	 für	 gleiche	 Zwecke,	 aber	 mit	 anderer	 Bezeich-
nung	und	Titelnummer,	im	Haushaltsplan	vorgesehe-
ne	Titel	übertragen	werden.

(2)	 Das	 Staatsministerium	 der	 Finanzen	 kann	
unbeschadet	der	Regelung	 in	Art.	45	Abs.	3	BayHO	
unverbrauchte	Mittel	aus	übertragbaren	Ausgabebe-
willigungen	 der	 Haushaltspläne	 2011	 und	 2012	 ein-
ziehen,	 soweit	dies	zur	Vermeidung	oder	Verminde-
rung	eines	Fehlbetrags	erforderlich	ist.

(3)	Abs. 2	gilt	nicht	für	übertragbare	Ausgabebe-
willigungen,	 soweit	 bei	 diesen	 Ansätzen	 zweckge-
bundene	Einnahmen	(Art.	8	Nr.	1	BayHO)	ihrem	Ver-
wendungszweck	noch	nicht	zugeführt	wurden.

Art.	8

Sonstige	Ermächtigungen	und	Regelungen

(1)	 Die	 in	 Art.	 4	 Abs.	 4	 des	 Haushaltsgeset-
zes	 1971/1972,	 Art.	 8	 Abs.	 2	 des	 Haushaltsgeset-
zes	 1977/1978,	 Art.	 8	 Abs.	 2,	 4	 und	 6	 des	 Haus-
haltsgesetzes	 1979/1980,	 Art.	 8	 Abs.	 2	 und	 4	 des	
Haushaltsgesetzes	 1981/1982,	 Art.	 8	 Abs.	 3	 des	
Haushaltsgesetzes	 1993/1994,	 Art.	 8	 Abs.	 7	 des	
Haushaltsgesetzes	 1995/1996,	 Art.	 8	 Abs.	 5	 des	
Haushaltsgesetzes	 1997/1998,	 Art.  8	 Abs.  4	 des	
Haushaltsgesetzes	 1999/2000	 in	 der	 Fassung	 des	
Nachtragshaushaltsgesetzes	 2000,	 Art.	 8	 Abs.  2	 und	
5	 des	 Haushaltsgesetzes	 2001/2002	 in	 der	 Fassung	
des	2. Nachtrags	haushalts	gesetzes	2002,	Art. 8	Abs. 5	
des	Haushaltsgesetzes	2003/2004	in	der	Fassung	des	
Nachtragshaushaltsgesetzes	 2004,	 Art.  8	 Abs.  4	 des	
Haushaltsgesetzes	 2005/2006,	 Art.  2a	 Abs.  2,	 Art.  8	
Abs.	6	und	11	des	Haushaltsgesetzes	2007/2008	in	der	
Fassung	des	2. Nachtrags	haushalts	gesetzes	2008	und	
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Art. 8	Abs.	2a	Satz	3,	Abs. 5	bis	9,	11	und	12	des	Haus-
haltsgesetzes	 2009/2010	 in	 der	 Fassung	 des	 Nach-
tragshaushaltsgesetzes	2010	getroffenen	Regelungen	
und	Ermächtigungen	gelten	weiter.

(2)	1Das	Staatsministerium	der	Finanzen	wird	er-
mächtigt,	 für	Vorhaben	zur	Durchführung	von	Ener-
gieeinsparmaßnahmen	 in	 bestehenden	 staatlichen	
Gebäuden	 dem	 Abschluss	 von	 Performance-Con-
tracting-Verträgen	 mit	 einem	 Gesamtvolumen	 von	
bis	zu	10 Mio. €	 jährlich	zuzustimmen,	wenn	sämtli-
che	 entstehenden	 Kosten	 (einschließlich	 Zins-	 und	
Tilgungsaufwand)	 innerhalb	 einer	 Vertragslaufzeit	
von	maximal	zwölf	Jahren	aus	den	erwarteten	Ener-
gieeinsparungen	 getragen	 werden	 können	 und	 die	
Wirtschaftlichkeit	gewährleistet	ist.	2Dabei	kann	eine	
einwendungs-	 und	 einredefreie	 Forfaitierung	 der	
Grundvergütung	 bis	 zu	 einem	 Anteil	 von	 höchstens	
70 v.H.	zugelassen	werden.	3Ist	der	Anteil	der	laufen-
den	Zahlungsverpfl	ichtungen,	der	auf	die	getätigten	
Investitionen	 des	 Contractors	 in	 technische	 Geräte,	
Anlagen	und	Sachen	entfällt,	geringer,	gilt	der	niedri-
gere	Vomhundertwert.

(2a)	 1Das	 Staatsministerium	 der	 Finanzen	 wird	
ermächtigt,	zum	Bezug	von	Nutzenergie	für	beste-
hende	staatliche	Gebäude	 im	Weg	von	Energielie-
fer-Contracting	 dem	 Abschluss	 von	 Verträgen	 des	
Freistaates	 Bayern	 zuzustimmen,	 die	 eine	 einwen-
dungs-	 und	 einredefreie	 Forfaitierung	 von	 bis	 zu	
100 v.H.	des	die	Investitionen	abbildenden	Grund-
preises	der	vertragsgegenständlichen	Energieliefe-
rung	vorsehen,	wenn	der	Freistaat	Bayern	unbelas-
tetes	Eigentum	an	sämtlichen	Sachen	erhält,	die	der	
Contractor	zur	Erfüllung	seiner	Verpfl	ichtungen	aus	
dem	 Energieliefer-Contracting-Vertrag	 einbringt	
oder	mit	einem	Grundstück	des	Freistaates	Bayern	
verbindet.	 2Soweit	 die	 Summe	 der	 Raten	 des	 die	
Investitionskosten	 abbildenden	 Grundpreises	 im	
Einzelfall	eine Mio. €	bezogen	auf	die	Vertragslauf-
zeit	nicht	überschreitet,	gilt	die	Ermächtigung	nach	
Satz 1	bis	zu	einem	Gesamtvolumen	von	10 Mio. €;	
das	 Gesamtvolumen	 bemisst	 sich	 nach	 der	 Jah-
ressumme	 des	 die	 Investitionskosten	 abbildenden	
Grundpreises	 aus	 den	 Energieliefer-Contracting-
Verträgen.

(3)	1Die	Bestände	der	Rücklagen	und	Sonderver-
mögen	bei	den	Kapiteln	80 01 bis	80 37	können	bis	
zu	 ihrer	 Inanspruchnahme	 im	 Rahmen	 der	 Liquidi-
tätssteuerung	 des	 Gesamthaushalts	 eingesetzt	 wer-
den.	2Soweit	dadurch	die	bestehende	Kreditermäch-
tigung	 für	 die	 Anschlussfi	nanzierung	 auslaufender	
Altschulden	 noch	 nicht	 beansprucht	 werden	 muss,	
kann	sie	in	die	folgenden	Haushaltsjahre	übertragen	
werden.

(4)	Nach	Art. 63	Abs. 5	in Verbindung mit	Abs. 3	
Satz	2	BayHO	wird	zugelassen,	dass	Betreibern	von	
Kinderbetreuungseinrichtungen	 Räumlichkeiten	 in	
staatseigenen	 Liegenschaften	 insoweit	 gegen	 einen	
verbilligten	 Mietzins	 überlassen	 werden,	 als	 ohne	
eine	 Verbilligung	 der	 Raumkostenanteil	 zu	 höheren	
als	marktüblichen	Elternbeiträgen	führen	würde.

(5)	 Das	 Staatsministerium	 der	 Finanzen	 wird	 er-
mächtigt,	gegenüber	der	LfA	Förderbank	Bayern	 im	
Jahr	2011	eine	globale	Rückbürgschaft	 in	Höhe	von	
50 v.H.	des	im	Jahr	2010	nicht	ausgeschöpften	Ermäch-
tigungsrahmens	gemäß	Art. 8	Abs. 10	HG 2009/2010	
für	 Investitions-,	 Betriebsmittel-	 und	 Rettungsbürg-
schaften	der	LfA	Förderbank	Bayern	zugunsten	klei-
ner	und	mittelständischer	Unternehmen	in	Bayern	zu	
übernehmen.

(6)	1Das	Staatsministerium	der	Finanzen	wird	er-
mächtigt,	 eine	 80  v.H.-Ausfallbürgschaft	 zugunsten	
der	Messe	München	GmbH	zur	Absicherung	notwen-
diger	 Fremdkapitalaufnah	men	 der	 Messe	 München	
GmbH	 von	 höchstens	 45	 Mio.	 €	 bis	 einschließlich	
31.  Dezember	 2019	 zu	 übernehmen.	 2Die	 Ermäch-
tigung	 steht	 unter	 dem	 Vorbehalt,	 dass	 die	 Landes-
hauptstadt	 München	 Bürgschaften	 zugunsten	 der	
Messe	München	GmbH	im	gleichen	Volumen	und	zu	
glei	chen	Bedingungen	übernimmt.

(7)	Das	Staatsministerium	der	Finanzen	wird	er-
mächtigt,	der	Bayerischen	Staatsbad	Bad	Reichen-
hall	 Kur-GmbH	 Bad	 Reichenhall/Bayerisch	 Gmain	
zum	 Zweck	 der	 Erweiterung	 der	 RupertusTherme	
im	Staatsbad	Bad	Reichenhall	ein	auf	die	Dauer	von	
99	 Jahren	 befristetes	 unentgeltliches	 Erbbaurecht	
auf	folgenden	Flächen	der	staatseigenen	Grundstü-
cke	 in	 der	 Gemarkung	 Bad	 Reichenhall	 einzuräu-
men:

–	 Flst.Nr.	669/5,	rund	587	m²,

–	 Flst.Nr.	669/9,	rund	2 664	m²,

–	 Flst.Nr.	669/13,	rund	38	m²,

–	 Flst.Nr.	670,	rund	19 656	m²	und

–	 Flst.Nr.	670/1,	rund	158	m².

(8)	1Dem	Bayerischen	Hauptmünzamt	wird	gestat-
tet,	für	die	Erbringung	von	Garantien	im	Rahmen	der	
Teilnahme	an	Ausschreibungen	bzw.	des	Abschlusses	
von	Verträgen	zur	Prägung	von	Münzen	Avalkredite	
bis	zur	Höhe	von	insgesamt	2 Mio. €	für	die	Dauer	der	
jeweiligen	Ausschreibungsverfahren	bzw.	der	 jewei-
ligen	Vertragserfüllungen	aufzunehmen.	2Das	Staats-
ministerium	der	Finanzen	wird	ermächtigt,	eine	Pat-
ronatserklärung	abzugeben,	dass	der	Freistaat	Bayern	
das	Bayerische	Hauptmünzamt	in	die	Lage	versetzen	
wird,	 eventuellen	 Zahlungsverpfl	ichtungen	 im	 Fall	
der	Inanspruchnahme	aus	dem	Aval	nachkommen	zu	
können.

(9)	 1Unbeschadet	 von	 Art.	 5	 Abs.	 4	 Sätze	 1	 und	
4	 BayUniKlinG	 wird	 das	 Staatsministerium	 für	 Wis-
senschaft,	 Forschung	 und	 Kunst	 ermächtigt,	 im	 Ein-
vernehmen	 mit	 der	 Obersten	 Baubehörde	 und	 mit	
Zustimmung	des	Staatsministeriums	der	Finanzen	im	
Einzelfall	einem	Universitätsklinikum	die	Bauherren-
eigenschaft	für	eine	Baumaßnahme	über	3	Mio.	€	zu	
übertragen,	die	zu	mehr	als	50 v.H.	vom	Universitäts-
klinikum	außerhalb	der	Anlage	S	fi	nanziert	wird.	2Die	
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festgestellten	Gesamtkosten	der	 jeweiligen	Baumaß-
nahme	sind	vom	Staatsministerium	für	Wissenschaft,	
Forschung	und	Kunst	dem	Ausschuss	für	Staatshaus-
halt	 und	 Finanzfragen	 des	 Landtags	 zur	 Genehmi-
gung	vorzulegen.

(10)	Das	Staatsministerium	für	Wissenschaft,	For-
schung	und	Kunst	wird	ermächtigt,	das	Eigentum	an	
zum	 Grundstockvermögen	 gehörigen	 und	 in	 seiner	
Verwaltung	 befi	ndlichen	 Kulturgütern,	 die	 entspre-
chend	der	„Erklärung	der	Bundesregierung,	der	Län-
der	und	der	kommunalen	Spitzenverbände	zur	Auf-
fi	ndung	 und	 zur	 Rückgabe	 NS-verfolgungsbedingt	
entzogenen	Kulturgutes,	insbesondere	aus	jüdischem	
Besitz“	von	1999	als	NS-verfolgungsbedingt	entzogen	
zu	 gelten	 haben,	 den	 Berechtigten	 unentgeltlich	 zu	
übertragen.

(11)	 1Das	 Staatsministerium	 der	 Finanzen	 wird	
ermächtigt,	 an	 Teilfl	ächen	 aus	 den	 staatseigenen	
Grundstücken	Flst. Nrn.	164	und	166/5	der	Gemar-
kung	Großhadern	und	Flst. Nrn.	692	und	724/1	der	
Gemarkung	 Planegg	 im	 Ausmaß	 von	 insgesamt	
rund	16 100	m²	für	die	Betriebsanlagen	des	Verlän-
gerungsabschnitts	der	U-Bahn	U	6	von	der	aktuel-
len	Endhaltestelle	Klinikum	Großhadern	nach	Mar-
tinsried	unentgeltlich	eine	beschränkte	persönliche	
Dienstbarkeit	zugunsten	der	Gemeinde	Planegg	zu	
bestellen.	2Der	Gemeinde	Planegg	dürfen	weiterhin	
Teilfl	ächen	 aus	 den	 staatseigenen	 Grundstücken	
Flst.  Nrn.	 164	 und	 166/5	 der	 Gemarkung	 Großha-
dern	und	aus	den	Flst. Nrn.	692,	724/1,	901,	946	und	
947	der	Gemarkung	Planegg	im	Ausmaß	von	insge-
samt	rund	66 800	m²	für	Baustellenzwecke	zur	Ver-
längerung	 der	 U-Bahnlinie	 6	 nach	 Martinsried	 vo-
rübergehend	unentgeltlich	zur	Nutzung	überlassen	
werden.

Art. 9

Grundstockmaßnahmen

	 1Aus	dem	Grundstock	der	allgemeinen	Landes-
verwaltung	erfolgt	 im	Haushaltsjahr	2012	eine	rück-
zahlbare	Ablieferung	an	den	Haushalt	bis	 zur	Höhe	
von	582 460 000 €.	2Die	Mittel	sind	spätestens	im	Haus-
haltsjahr	 2018	 an	 den	 Grundstock	 der	 allgemeinen	
Landesverwaltung	 zurückzuführen.	 3Die	 Mittel	 sind	
zweckgebunden	zur	Finanzierung	der	bei	Kap. 13 04	
Tit. 314 52	genannten	Ansätze	des	Programms	„Auf-
bruch	Bayern“.

Art.	10

Änderung	des	Haushaltsgesetzes	2005/2006

In	Art. 9a	Abs. 5	des	Gesetzes	über	die	Feststel-
lung	des	Haushaltsplans	des	Freistaates	Bayern	 für	
die	Haushaltsjahre	2005	und	2006	(Haushaltsgesetz	
–	 HG	 –	 2005/2006)	 vom	 8.  März	 2005	 (GVBl	 S.  46,	
BayRS	630-2-15-F),	geändert	durch	§	1	des	Gesetzes	
vom	 9.  Mai	 2006	 (GVBl	 S.  193),	 werden	 die	 Worte	

„die	 Sachbezüge“	 durch	 die	 Worte	 „den	 Sachbe-
zugswert“	ersetzt.

Art.	11

Neues	Dienstrecht	in	Bayern

(1)	1Soweit	Beamte	oder	Richter,	deren	Ämter	in	
den	Besoldungsordnungen	A,	B,	W	oder	R	des	Bun-
desbesoldungsgesetzes	 in	 der	 am	 31.	 August	 2006	
geltenden	Fassung	oder	in	den	Besoldungsordnun-
gen	A	oder	B	des	Bayerischen	Besoldungsgesetzes	
in	 der	 am	 31.	 Dezember	 2010	 geltenden	 Fassung	
ausgebracht	sind,	nach	dem	31. Dezember 2010	auf	
Grund	 einer	 Änderung	 der	 Einstufung,	 der	 Amts-
zulagen	 oder	 der	 Amtsbezeichnungen	 gesetzlich	
in	 ein	 anderes	 Amt	 übergeleitet	 werden,	 können	
diese	bis	zum	Inkrafttreten	der	Stellenplanüberlei-
tung	gemäß	Abs. 2	auf	ihren	bisherigen	Planstellen	
verrechnet	werden.	2Dies	gilt	auch	für	Beamte	und	
Richter,	 bei	 denen	 sich	 nur	 die	 Funktionsbezeich-
nung	ändert	oder	entfällt.	3Satz 1	gilt	entsprechend	
auch	 für	 Beamte	 und	 Richter,	 denen	 eine	 Stellen-
zulage	 zugestanden	 hat,	 die	 durch	 Gesetz	 in	 eine	
Amtszulage	oder	eine	Zulage	für	besondere	Berufs-
gruppen	umgewandelt	wird,	 für	die	 im	Haushalts-
plan	 Planstellen	 mit	 (Amts-)Zulage	 auszuweisen	
wären.	 4Weitere	 Abweichungen	 von	 der	 Stellen-
besetzung	bedürfen	der	Zustimmung	des	Staatsmi-
nisteriums	der	Finanzen.

(2)	 1Das	 Staatsministerium	 der	 Finanzen	 wird	
ermächtigt,	 im	 Einvernehmen	 mit	 dem	 Ausschuss	
für	 Staatshaushalt	 und	 Finanzfragen	 des	 Landtags	
die	 auf	 Grund	 der	 Art.  103	 bis	 108	 BayBesG	 not-
wendigen	Stellenumwandlungen,	Stellenhebungen	
und	Änderungen	von	Haushaltsvermerken	im	Stel-
lenplan	im	Rahmen	einer	gesonderten	Stellenplan-
überleitung	vorzunehmen.	2Dabei	können	über	die	
besoldungsgesetzliche	 Überführung	 oder	 Überlei-
tung	hinaus	die	Amtsbezeichnungen	im	Stellenplan	
kostenneutral	 verändert	 und	 innerhalb	 einer	 Be-
soldungsgruppe	unter	Berücksichtigung	von	Amts-
zulagen,	 Zulagen	 für	 besondere	 Berufsgruppen,	
besonderen	 Amtszulagen,	 besonderen	 Zulagen	
für	 Richter	 und	 im	 Haushaltsplan	 auszuweisenden	
Stellenzulagen	 zusammengefasst	 werden.	 3Nicht	
von	der	besoldungsgesetzlichen	Überführung	oder	
Überleitung	 betroffene	 Planstellen	 und	 andere	
Stellen	 können	 in	 die	 Stellenplanüberleitung	 kos-
tenneutral	 einbezogen	 werden.	 4Im	 Rahmen	 der	
Stellenplanüberleitung	 ist	 das	 Inkrafttreten	 der	
Überleitung	zu	bestimmen;	dabei	kann	eine	Rück-
wirkung	vorgesehen	werden.

(3)	1Abweichungen	bei	der	Stellenbesetzung	oder	
beim	Vollzug	von	Haushaltsvermerken	nach	Inkraft-
treten	 der	 Stellenplanüberleitung	 gemäß	 Abs.  2	 be-
dürfen	 der	 Zustimmung	 des	 Staatsministeriums	 der	
Finanzen.	 2Die	 abweichende	 Stellenbesetzung	 soll	
kostenneutral	erfolgen.

(4)	Art. 6	Abs. 3	bleibt	unberührt.
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Art.	12

Aussetzung	der	Zuführungen	
an	das	Sondervermögen	

„Versorgungsfonds	des	Freistaates	Bayern“	
sowie	an	das	Sondervermögen	

„Versorgungsrücklage	des	Freistaates	Bayern“

1Gemäß	Art. 16	Abs. 4	Satz 2	des	Gesetzes	über	
die	Bildung	von	Versorgungsrücklagen	im	Freistaat	
Bayern	 (BayVersRücklG)	 werden	 in	 den	 Jahren	
2011	 und	 2012	 die	 Zuführungen	 zum	 Sonderver-
mögen	„Versorgungsfonds	des	Freistaates	Bayern“	
nach	Art. 16	Abs. 1	und	5	ausgesetzt.	2Hiervon	aus-
genommen	 sind	 Versorgungszuschläge,	 die	 nach	
Art.  16	 Abs.  2	 Satz  2	 BayVersRücklG	 an	 das	 Son-
dervermögen	 zugeführt	 werden.	 3Ausgesetzt	 wer-
den	 ferner	die	Zuführungen	zum	Sondervermögen	
„Versorgungsrücklage	 des	 Freistaates	 Bayern“	
nach	 Art.  6	 Abs.  1	 Satz	 1	 Nr.  2	 BayVersRücklG	 in	
den	Jahren	2011	und	2012.

Art.	13

Änderung	des	Bayerischen	Beamtengesetzes

Das	 Bayerische	 Beamtengesetz	 (BayBG)	 vom	
29. Juli	2008	(GVBl S. 500,	BayRS 2030-1-1-F),	zu-
letzt	 geändert	 durch	 §  4	 des	 Gesetzes	 vom	 5.  Au-
gust 2010	(GVBl S. 410,	ber.	S. 764),	wird	wie	folgt	
geändert:

1.	 Art.	105	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Es	wird	folgender	neuer	Satz	5	eingefügt:

„5Die	erforderlichen	personenbezogenen	Da-
ten	 aus	 Arzneimittelverordnungen	 im	 Sinn	
des	 §	1	 des	 Gesetzes	 über	 Rabatte	 für	 Arz-
neimittel	 vom	 22.  Dezember	 2010	 (BGBl	 I	
S. 2262,	2275)	dürfen	an	den	Treuhänder	aus-
schließlich	zum	Zweck	der	Prüfung	gemäß	§ 3	
des	 Gesetzes	 über	 Rabatte	 für	 Arzneimittel	
übermittelt	werden.“

b)	 Der	bisherige	Satz	5	wird	Satz	6;	die	Zahl	„4“	
wird	durch	die	Zahl	„5“	ersetzt.

2.	 Dem	Art.	110	Abs.	2	wird	folgender	Satz	3	ange-
fügt:

„3Arzneimittelverordnungen	 im	 Sinn	 des	 §	1	
des	Gesetzes	über	Rabatte	für	Arzneimittel	sind	
zur	Geltendmachung	von	Rabatten	nach	diesem	
Gesetz	 nicht	 zurückzugeben;	 die	 Vernichtung	
dieser	 Arzneimittelverordnungen	 erfolgt	 auf	
der	 Grundlage	 der	 nach	 §  3	 Satz  5	 des	 Geset-
zes	über	Rabatte	für	Arzneimittel	zu	treffenden	
Vereinbarungen	 unverzüglich,	 sobald	 sie	 für	
die	dort	geregelten	Zwecke	nicht	mehr	benötigt	
werden.“

Art.	14

Änderung	des	Gesetzes	über	die	Bildung	von	
Versorgungsrücklagen	im	Freistaat	Bayern

Dem	 Art.	 6	 des	 Gesetzes	 über	 die	 Bildung
von	 Versorgungsrücklagen	 im	 Freistaat	 Bayern
(BayVersRücklG)	 vom	 26.	 Juli	 1999	 (GVBl	 S.	 309,	
BayRS	2032-0-F),	zuletzt	geändert	durch	§ 6	des	Ge-
setzes	vom	5. August	2010	(GVBl	S.	410),	wird	folgen-
der	Abs.	6	angefügt:

„(6)	 1Für	 eine	 vorübergehende	 Minderung	 oder	
Aussetzung	 der	 Zuführungen	 zum	 Sondervermö-
gen	 ‚Versorgungsrücklage	 des	 Freistaates	 Bayern‘	
nach	 Abs.  1	 Nr.  2	 gilt	 Art.  16	 Abs.  4	 Satz  2	 sinnge-
mäß.	 2Sofern	 der	 Freistaat	 Bayern	 die	 Zuführungen	
nach	Abs. 1 Nr. 2	mindert	oder	aussetzt,	können	die	
in	Art. 1	Abs. 1	Satz 2	genannten	Einrichtungen	unter	
Berücksichtigung	 ihrer	 jeweiligen	Haushaltslage	die	
Zuführungen	in	gleichem	Maße	mindern	oder	ausset-
zen,	sofern	sie	nicht	Mitglieder	des	Bayerischen	Ver-
sorgungsverbands	sind.“

Art.	15

Änderung	des	Bayerischen	Besoldungsgesetzes

Das	 Bayerische	 Besoldungsgesetz	 (BayBesG)
vom	5.	August	2010	(GVBl	S.	410,	ber.	S. 764,	BayRS	
2032-1-1-F)	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 Der	 Inhaltsübersicht	wird	 folgender	Art.	109	an-
gefügt:

„Art.	109	 Abweichende	Bestimmungen	für	Grund-
gehaltssätze	und	Leistungsbezüge“.

2.	 Es	wird	folgender	Art.	109	angefügt:

„Art.	109

Abweichende	Bestimmungen	für	Grundgehalts-
sätze	und	Leistungsbezüge

(1)	 1Wer	 nach	 dem	 30.	 April	 2011	 erstmals	
Anspruch	 auf	 Grundgehalt	 aus	 einem	 Amt	 der	
Besoldungsordnung	 A	 bei	 einem	 der	 in	 Art.	1	
Abs. 1	bezeichneten	Dienstherren	hat,	erhält	ab-
weichend	von	Art. 20	Abs.	1	Satz	1	(gegebenen-
falls	in	Verbindung	mit	Art. 108	Abs. 9)	ab	Beginn	
des	Dienstverhältnis	ses	für	höchstens	18 Monate,	
längstens	 bis	 einschließlich	 30.  April	 2013,	 das	
jeweils	 zustehende	 Grundgehalt	 aus	 der	 Besol-
dungsordnung	A	 in	Höhe	der	nächstniedrigeren	
Besoldungsgruppe.	2Wer	nach	dem	30.	April	2011	
erstmals	 Anspruch	 auf	 Grundgehalt	 aus	 einem	
Amt	 der	 Besoldungsordnungen	 W	 oder	 R	 bei	
einem	der	 in	Art.	1	Abs.	1	bezeichneten	Dienst-
herren	hat,	erhält	abweichend	von	Art.	40	Abs.	2	
Satz	1	oder	Art. 45	Abs. 2	Sätze	1	und	2	ab	Beginn	
des	Dienstverhältnisses	für	höchstens	18 Monate,	
längstens	bis	einschließlich	30. April	2013,	einen	
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Grundgehaltssatz	in	Höhe	von	90 v.H.	des	jeweils	
zustehenden	 Grundgehalts	 aus	 der	 Besoldungs-
ordnung	W	oder	R.	3Soweit	die	Besoldungsgruppe	
Auswirkungen	auf	andere	Ansprüche	der	Beam-
ten	 und	 Beamtinnen,	 Richter	 und	 Richterinnen	
neben	dem	Grundgehalt	hat,	gilt	insoweit	Satz	1	
oder	2	nicht.

(2)	 Abs.	 1	 fi	ndet	 keine	 Anwendung	 auf	 Be-
amte	 und	 Beamtinnen	 mit	 Einstieg	 in	 der	 ers-
ten	 Qualifi	kationsebene	 sowie	 auf	 Beamte	 und	
Beamtinnen,	 Richter	 und	 Richterinnen,	 die	 vor	
Anspruchsbeginn	 in	 einem	 kommunalen	 Wahl-
beamtenverhältnis	oder	 in	einem	Beamten-	oder	
Richterverhältnis	bei	einem	öffentlich-rechtlichen	
Dienstherrn	mit	Anspruch	auf	Grundgehalt	stan-
den.

(3)	Art.	68	Abs.	1	Sätze	2	und	3	fi	nden	in	den	
Jahren	2011	und	2012	keine	Anwendung.“

3.	 In	Anlage	1	–	Besoldungsordnungen	–	wird	in	der	
Besoldungsgruppe B 4	vor	dem	Amt	„Direktor,	Di-
rektorin	bei	der	Bayerischen	Versicherungskam-
mer/Bayerischen	 Versorgungskammer“	 das	 Amt	
„CIO-Stabsstellenleiter,	 CIO-Stabsstellenleiterin	
in	einer	obersten	Dienstbehörde“	eingefügt.

Art. 16

Änderung	des	Kostengesetzes

Das	 Kostengesetz	 (KG)	 vom	 20.	 Februar	 1998	
(GVBl	 S.  43,	 BayRS	 2013-1-1-F),	 zuletzt	 geändert	
durch	 §  3	 des	 Gesetzes	 vom	 12.	 April	 2010	 (GVBl
S.	169),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 Art.	23	Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Der	bisherige	Wortlaut	wird	Satz	1.

b)	 Es	wird	folgender	Satz	2	angefügt:

„2Satz	1	gilt	nicht,	wenn	die	dort	genannten	
Körperschaften	 bei	 der	 Wahrnehmung	 von	
Aufgaben	 im	 übertragenen	 Wirkungskreis	
staatliche	Einrichtungen	in	Anspruch	nehmen	
und	zugleich	selbst	Antragsteller	für	Verfah-
ren	im	eigenen	Wirkungskreis	sind.“

2.	 Art.	24	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	Satz	1	werden	nach	dem	Wort	„Staats-
bäder“	 die	 Worte	 „festgesetzt	 und“	 ein-
gefügt.

bb)	In	 Satz	 2	 wird	 das	 Wort	 „Einziehung“	
durch	das	Wort	„Erhebung“	ersetzt.

b)	 Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Es	wird	folgender	neuer	Satz	2	eingefügt:

„2Er	hat	der	Erhebungsberechtigten	nach	
Abs.	1	Sätze	1	und	2	den	Vor-	und	Famili-
ennamen,	das	Geburtsdatum	und	die	An-
schrift	mitzuteilen	und	sich	auf	Verlangen	
durch	 Personalausweis	 oder	 Pass	 auszu-
weisen.“

bb)	Der	bisherige	Satz	2	wird	Satz	3;	das	Wort	
„Gemeinde“	 wird	 durch	 die	 Worte	 „Er-
hebungsberechtigten	nach	Abs.	1	Sätze	1	
und	2“	ersetzt.

cc)	 Die	bisherigen	Sätze	3	und	4	werden	Sät-
ze	4	und	5.

c)	 Abs.	3	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Die	Sätze	4	bis	6	erhalten	 folgende	Fas-
sung:

„4Es	kann	ferner	bestimmt	werden,	dass

a)	 die	Vermieter	von	Unterkünften,	Rei-
seunternehmer	 von	 Gesellschaftsrei-
sen	und	Inhaber	von	Kurmittelanstal-
ten	zur	Meldung	von	Kurgästen	und	
zur	 Vereinnahmung	 und	 Abführung	
der	 Kurtaxe	 verpfl	ichtet	 sind	 und	
neben	 dem	 Schuldner	 als	 Gesamt-
schuldner	für	die	Zahlung	der	Kurta-
xe	haften;

b)	 für	 Meldeformulare,	 die	 in	 Zusam-
menhang	 mit	 der	 Kurtaxerhebung	
ausgegeben	 und	 nicht	 zurückgege-
ben	 wurden,	 ein	 pauschaler	 Ersatz	
zu	 leisten	 ist,	 der	 den	 Zwei-Monats-
Betrag	des	jeweils	geltenden	Kurtax-
satzes	 nicht	 überschreiten	 darf;	 die	
Erhebung	 des	 pauschalen	 Ersatzes	
unterbleibt,	 soweit	 sie	 der	 Billigkeit	
widerspricht;

c)	 die	 Kurtax-Anmeldung	 nach	 amtlich	
vorgeschriebenem	 Datensatz	 durch	
Datenfernübertragung	 zu	 übermit-
teln	ist.

5Die	 Erhebungsberechtigte	 nach	 Abs.  1	
Sätze	 1	 und	 2	 kann	 die	 übermittel-
ten	 Daten	 bis	 zum	 Eintritt	 der	 Verjäh-
rung	 zum	 Vollzug	 der	 Art.	 24	 und	 26	
sowie	 der	 Kurtaxordnung	 verwenden.	
6Die	 Verordnung	 über	 die	 elektroni-
sche	 Übermittlung	 von	 für	 das	 Besteu-
erungsverfahren	 erforderlichen	 Daten	
(Steuerdaten-Übermittlungsverordnung	
–	 StDÜV)	 vom	 28.	 Januar	 2003	 (BGBl	 I	
S. 139)	gilt	in	der	jeweils	geltenden	Fas-
sung	sinngemäß.“

bb)	Satz	7	wird	aufgehoben.
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d)	 Abs.	4	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	 Satz	 1	 werden	 nach	 der	 Zahl	 „4“	 die	
Worte	„Buchst. a“	eingefügt.

bb)	In	Satz	2	wird	das	Wort	„Einhebungsbe-
rechtigten“	durch	das	Wort	„Erhebungs-
berechtigten“	ersetzt.

cc)	 Satz	3	wird	aufgehoben.

e)	 In	Abs.	5	Satz	3	werden	nach	der	Zahl	„4“	die	
Worte	„Buchst.	a“	eingefügt.

f)	 Es	wird	folgender	Abs.	6	angefügt:

„(6)	1Art. 13	Abs.	1	bis	3	des	Kommunal-
abgabengesetzes	gelten	in	der	jeweils	gelten-
den	 Fassung	 sinngemäß	 mit	 der	 Maßgabe,	
dass	 an	 die	 Stelle	 der	 Körperschaft,	 der	 die	
Abgabe	 zusteht,	 die	 Erhebungsberechtigte	
nach	Abs.	1	Sätze	1	und 2	tritt.	2Ist	die	Erhe-
bungsberechtigte	eine	 juristische	Person	des	
Privatrechts	 nach	 Abs.	 1	 Satz	 2,	 ist	 sie	 zum	
Erlass	von	Verwaltungsakten	zur	Festsetzung	
und	 Erhebung	 der	 Kurtaxe	 sowie	 zur	 An-
ordnung	 und	 Durchführung	 von	 Außenprü-
fungen	im	Sinn	des	Abs.	4	und	zu	sonstigen	
Maßnahmen	beim	Vollzug	der	Art. 24	und	26	
sowie	der	Kurtaxordnung	befugt.“

Art.	17

Änderung	des	Bayerischen	Bodenschutzgesetzes

Das	Bayerische	Gesetz	zur	Ausführung	des	Bundes-
Bodenschutzgesetzes	(Bayerisches	Bodenschutzgesetz	–	
BayBodSchG)	vom	23.	Februar	1999	(GVBl	S. 36,	BayRS	
2129-4-1-UG),	 zuletzt	 geändert	 durch	 Gesetz	 vom
23.	Juli	2010	(GVBl	S.	318),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 Die	Inhaltsübersicht	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Die	 Überschrift	 des	 Vierten	 Teils	 erhält	 fol-
gende	Fassung:

„Vierter	Teil

Ausgleichsleistungen,	Finanzierung“.

b)	 Es	wird	folgender	Art.	13a	eingefügt:

„Art.	13a	 	Erkundung	und	Sanierung	gemein-
deeigener	Hausmülldeponien“.

c)	 Vor	Art.	14	wird	 folgende	Überschrift	einge-
fügt:

„Fünfter	Teil	

Schlussvorschriften“.

d)	 Es	wird	folgender	Art.	15	angefügt:

„Art.	15	 Außerkrafttreten“.

2.	 In	 Art.	 10	 Abs.	 6	 werden	 die	 Worte	 „nach	 §	 36	
Abs.	2	Satz	2	des	Kreislaufwirtschafts-	und	Abfall-
gesetzes“	gestrichen.

3.	 Die	Überschrift	des	Vierten	Teils	erhält	 folgende	
Fassung:

„Vierter	Teil	

Ausgleichsleistungen,	Finanzierung“.

4.	 Es	wird	folgender	Art.	13a	eingefügt:

„Art. 13a

Erkundung	und	Sanierung	gemeindeeigener	
Hausmülldeponien

(1)	 1Die	 Kosten	 für	 die	 Erkundung	 und	 Sa-
nierung	 stillgelegter	 gemeindeeigener	 Haus-
mülldeponien	 tragen	 der	 Freistaat	 Bayern	 und	
die	 kreisangehörigen	 Gemeinden	 gemäß	 den	
nachfolgenden	 Bestimmungen	 gemeinsam.	 2Ge-
meindeeigene	 Hausmülldeponie	 ist		 eine	 Depo-
nie,	die	von	einer	kreisangehörigen	Gemeinde	in	
Erfüllung	ihrer	gesetzlichen	Aufgabe	der	Abfall-
entsorgung	betrieben	worden	ist,	sofern	nicht	ein	
Landkreis	oder	eine	kreisfreie	Gemeinde	als	ent-
sorgungspfl	ichtige	Körperschaft	im	Sinn	des	Art.	3	
Abs.	1	des	Bayerischen	Abfallwirtschaftsgesetzes	
die	Inhaberstellung	übernommen	hat	oder	sofern	
die	Deponie	nicht	ausschließlich	 für	die	Ablage-
rung	 mineralischer	 Abfälle	 genehmigt	 worden	
ist.	 3Eine	 gemeindeeigene	 Hausmülldeponie	 ist	
stillgelegt,	wenn	auf	ihr	nach	dem	30.	April	2006	
keine	Abfälle	mehr	abgelagert	werden.

(2)	 1Das	 Staatsministerium	 für	 Umwelt	 und	
Gesundheit	errichtet	und	verwaltet	mit	Wirkung	
zum	1. Januar	2006	einen	Unterstützungsfonds	als	
staatliches	Sondervermögen	ohne	eigene	Rechts-
persönlichkeit.	 2Die	 jährlichen	 Beiträge	 an	 den	
Unterstützungsfonds	 werden	 vom	 Freistaat	 Bay-
ern	und	von	den	kreisangehörigen	Gemeinden	je	
zur	Hälfte	aufgebracht.	3Die	Beiträge	betragen	in	
der	Regel	je	fünf Millionen Euro	pro	Jahr.

(3)	Die	Beiträge	der	einzelnen	Gemeinden	zu	
dem	von	ihnen	insgesamt	gemäß	Abs.	2	zum	Un-
terstützungsfonds	zu	leistenden	Anteil	bestimmen	
sich	 nach	 dem	 Verhältnis	 ihrer	 für	 das	 laufende	
Rechnungsjahr	 maßgebenden	 Umlagegrundla-
gen	(Art.	18	Abs.	3	des	Finanzausgleichsgesetzes	
–	FAG).

(4)	 1Aus	 dem	 Unterstützungsfonds	 erhalten	
die	Gemeinden	im	Rahmen	der	verfügbaren	Mit-
tel	Zuschüsse,	soweit	sie	nach	anderen	Rechtsvor-
schriften	 die	 Kosten	 für	 die	 Erkundung	 und	 die	
Sanierung	 stillgelegter	 gemeindeeigener	 Haus-
mülldeponien	 zu	 tragen	 haben.	 2Zuschussfähig	
sind	 die	 notwendigen	 Kosten	 für	 Erkundungs-	
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oder	 Sanierungsmaßnahmen,	 soweit	 diese	 einen	
angemessenen	 Eigenanteil	 übersteigen.	 3Der	
Eigenanteil	 der	 betroffenen	 Gemeinde	 gemäß	
Satz  2	 beträgt	 je	 Hausmülldeponie	 1,5  v.H.	 der	
Umlagegrundlagen	 (Art.	18	Abs.	3	FAG),	höchs-
tens	200	000 Euro.	4Maßgeblich	für	die	Ermittlung	
der	Umlagegrundlagen	ist	der	Durchschnittswert	
der	letzten	drei	Rechnungsjahre,	die	dem	Jahr	der	
Erstattungsantragstellung	vorangehen.	 5Die	Kos-
ten	für	die	Erkundung	und	die	Sanierung	gemein-
deeigener	 Hausmülldeponien	 bis	 zu	 einer	 Höhe	
von	 20	000  Euro	 trägt	 allein	 die	 betroffene	 Ge-
meinde.	 6Die	 Zuschussgewährung	 setzt	 voraus,	
dass	 die	 Erkundungs-	 oder	 Sanierungsmaßnah-
men	jeweils	in	eine	nach	Maßgabe	der	zur	Verfü-
gung	 stehenden	 Fondsmittel	 halbjährlich	 aufzu-
stellende	Prioritätenliste	aufgenommen	sind.

(5)	 1Das	 Staatsministerium	 für	 Umwelt	 und	
Gesundheit	 wird	 ermächtigt,	 im	 Einvernehmen	
mit	 den	 Staatsministerien	 des	 Innern	 und	 der	
Finanzen	durch	Rechtsverordnung	die	weiteren	
Einzelheiten,	 insbesondere	 des	 Berechnungs-	
und	 Erhebungsverfahrens,	 zu	 regeln.	 2Es	 kann	
vorgesehen	 werden,	 dass	 das	 Landesamt	 für	
Statistik	und	Datenverarbeitung	die	Beiträge	er-
mittelt	und	festsetzt	und	dass	die	Erhebung	bei	
den	 kreisangehörigen	 Gemeinden	 im	 Weg	 der	
Verrechnung	 erfolgt.	 3Ferner	 kann	 vorgesehen	
werden,	 dass	 bei	 Vorliegen	 einer	 besonderen	
Härte,	 insbesondere	 wenn	 ausgeschlossen	 ist,	
dass	 eine	 Gemeinde	 den	 Unterstützungsfonds	
in	 Anspruch	 nehmen	 kann,	 weil	 sie	 ihre	 Haus-
mülldeponien	bereits	vollständig	saniert	hat,	der	
Beitrag	einer	Gemeinde	reduziert	werden	kann.	
4Die	Verwaltung	des	Sondervermögens	kann	auf	
Dritte	 übertragen	 werden,	 sofern	 diese	 die	 er-
forderliche	 Zuverlässigkeit	 und	 Sachkunde	 bei	
der	 verfahrensrechtlichen	 Behandlung	 von	 Alt-
lastensanierungen	besitzen;	die	Übertragung	ist	
stets	widerrufl	ich.“

5.	 Vor	Art.	14	wird	folgende	Überschrift	eingefügt:

„Fünfter	Teil	

Schlussvorschriften“.

6.	 Es	wird	folgender	Art.	15	angefügt:

„Art. 15

Außerkrafttreten

Art.	 13a	 tritt	 mit	 Ablauf	 des	 31.	 Dezember	
2015	außer	Kraft.“

Art. 18

Änderung	des	Spielbankgesetzes

Art.	5	Abs. 1	Satz	2	des	Gesetzes	über	Spielban-
ken	im	Freistaat	Bayern	(Spielbankgesetz	–	SpielbG)	

vom	26. Juli	1995	(GVBl	S. 350,	BayRS	2187-1-I),	zu-
letzt	geändert	durch	Art. 15	des	Gesetzes	vom	14. Ap-
ril	2009	(GVBl	S. 86),	erhält	folgende	Fassung:

„2Die	Spielbankabgabe	beträgt	bei	einem	jährlichen	
Bruttospielertrag

bis	25 Millionen	Euro	dreißig	v.H.,
über	25 Millionen	Euro	fünfunddreißig	v.H.

des	Bruttospielertrags	der	jeweiligen	Spielbank.“

Art.	19

Änderung	des	Bayerischen
Schulfi	nanzierungsgesetzes

Das	 Bayerische	 Schulfi	nanzierungsgesetz	
(BaySchFG)	 in	 der	 Fassung	 der	 Bekanntmachung	
vom	 31.  Mai	 2000	 (GVBl	 S.	 455,	 ber.	 S.	 633,	 BayRS	
2230-7-1-UK),	zuletzt	geändert	durch	§	2	des	Geset-
zes	 vom	 23.	 Juli	 2010	 (GVBl	 S.	 334),	 wird	 wie	 folgt	
geändert:

1.	 In	Art.	31	Abs.	6	Satz	2	wird	die	Zahl	„75“	durch	
die	Zahl	„65“	ersetzt.

2.	 Art.	32	Abs.	1	bis	3	erhalten	folgende	Fassung:

„(1)	1Für	den	notwendigen	Schulaufwand	im	
Rahmen	 der	 schulaufsichtlichen	 Genehmigung	
erhält	 der	 Schulträger	 einen	 Zuschussbetrag	 je	
Schülerin	 oder	 Schüler	 und	 Schuljahr	 in	 Höhe	
von	1 624 €;	bei	Schulen	von	14	bis	zu	99	Schüle-
rinnen	und	Schülern	wird	ein	Zuschlag	nach	fol-
gender	Berechnung	gewährt:	(100	–	Schülerzahl	
der	 Schule)	 x	 200	 €.	 2Schulen	 mit	 weniger	 als	
14	 Schülerinnen	 und	 Schülern	 erhalten	 keinen	
Zuschuss.	 3Maßgebend	 für	 die	 Zahl	 der	 Schü-
lerinnen	 und	 Schüler	 sind	 jeweils	 die	 Verhält-
nisse	am	Stichtag	der	Amtlichen	Schuldaten	für	
das	 dem	 Abrechnungsschuljahr	 vorhergehende	
Schuljahr.	4Der	in	Satz	1	genannte	pauschale	Zu-
schussbetrag	wird	bei	Bedarf	mit	Wirkung	zum	
1. August	2013	angepasst	und	erhöht	sich	in	den	
Folgejahren	jeweils	zum	Schuljahresbeginn	ent-
sprechend	 der	 Veränderung	 des	 Verbraucher-
preisindex	in	Bayern	des	Vorjahres;	das	Staatsmi-
nisterium	für	Unterricht	und	Kultus	gibt	jährlich	
den	 angepassten	 Zuschussbetrag	 bekannt.	 5Für	
notwendige	 und	 schul	aufsichtlich	 genehmigte	
Baumaßnahmen	 erhält	 der	 Schulträger	 einen	
Zuschuss	in	Höhe	von	70	v.H.	der	förderfähigen	
Kosten,	soweit	diese	mehr	als	25 000 €	betragen.	
6Es	können	die	Kosten	als	förderfähig	anerkannt	
werden,	 die	 bei	 kommunalen	 Schulbaumaß-
nahmen	 im	 kommunalen	 Finanzausgleich	 als	
förderfähiger	 Aufwand	 gelten.	 7Der	 Zeitpunkt	
der	 Ersatzleistungen	 für	 Baukosten	 richtet	 sich	
nach	den	im	Staatshaushalt	ausgebrachten	Mit-
teln.	8Der	Staat	hat	Anspruch	auf	Wertausgleich,	
wenn	die	nach	Satz	5	geförderte	Baumaßnahme	
nicht	 mehr	 den	 Zwecken	 einer	 privaten	 Volks-
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schule	dient.	 9Der	Wertausgleich	errechnet	 sich	
aus	 dem	 geleisteten	 Zuschussbetrag	 abzüglich	
einer	 Absetzung	 für	 Abnutzung	 von	 4	 v.H.	 von	
dem	geleisteten	Zuschussbetrag	pro	Jahr	ab	dem	
auf	 den	 Zeitpunkt	 der	 Fertigstellung	 der	 Bau-
maßnahme	folgenden	Jahr.	10Wenn	die	geförder-
te	 Baumaßnahme	 einem	 anderen	 förderfähigen	
Zweck	zugeführt	wird,	kann	von	der	Geltendma-
chung	 des	 Anspruchs	 auf	 Wertausgleich	 in	 der	
Höhe	 abgesehen	 werden,	 in	 der	 für	 den	 neuen	
Zweck	 staatliche	 Zuschüsse	 gegeben	 werden	
könnten.	 11Die	 staatliche	 Forderung	 auf	 Wert-
ausgleich	kann	auch	ohne	Verzinsung	gestundet	
werden,	solange	und	soweit	das	Gebäude	einer	
anderen,	 im	 staatlichen	 Interesse	 liegenden,	
gemeinnützigen	 Zweckbestimmung	 dient,	 die	
mit	dem	Schulbetrieb	 in	unmittelbarem	Zusam-
menhang	 steht	 (neuer	Zweck).	 12Soweit	 auf	der	
Grundlage	 eines	 bestehenden	 Förderbescheids	
auch	 Aufwendungen	 für	 den	 Grunderwerb	 ge-
fördert	 wurden	 oder	 als	 förderfähig	 festgesetzt	
wurden,	bemisst	sich	der	staatliche	Anspruch	auf	
Wertausgleich	nach	Art.	34	Sätze	4	bis	7.	

(2)	 1Leistungen	nach	Abs.	1	werden	erst	ge-
währt,	 wenn	 die	 Schule	 mindestens	 zwei	 Jahre	
ohne	 wesentliche	 schulaufsichtliche	 Beanstan-
dungen	 bestanden	 hat.	 2Wenn	 eine	 bereits	 be-
stehende	 Grundschule	 um	 eine	 Hauptschulstufe	
oder	 eine	 bereits	 bestehende	 Hauptschule	 um	
eine	Grundschulstufe	erweitert	wird,	gilt	 für	Zu-
schussbeträge	zum	Schulaufwand	für	die	zusätz-
liche	Schulstufe	Satz	1	entsprechend.

(3)	 Bei	 staatlich	 anerkannten	 Volksschulen	
erhöht	sich	der	Zuschusssatz	für	notwendige	Bau-
maßnahmen	nach	Abs.	1	Satz	5	auf	80	v.H.“

3.	 Art.	34	Satz	4	wird	durch	folgenden	neuen	Satz	4	
und	folgende	Sätze	5	bis	7	ersetzt:

	 „4Der	 Staat	 hat	 Anspruch	 auf	 Wertausgleich,	
wenn	die	nach	Satz	1	geförderte	Schulanlage	und	
ihre	Ausstattung	nicht	mehr	den	Zwecken	einer	
privaten	Förderschule	dienen.	5Als	Wertausgleich	
ist	 der	 Verkehrswert	 anzusetzen,	 mindestens	 je-
doch	als	Restwert	die	Anschaffungs-	und	Herstel-
lungskosten	abzüglich	der	 in	gleichen	Jahresbe-
trägen	 errechneten	 Absetzung	 für	 Abnutzung;	
die	Absetzung	bemisst	sich	hierbei	nach	der	be-
triebsgewöhnlichen	 Nutzungsdauer.	 6Wenn	 die	
Schulanlage	einem	anderen	förderfähigen	Zweck	
zugeführt	 wird,	 kann	 von	 der	 Geltendmachung	
des	 Anspruchs	 auf	 Wertausgleich	 in	 der	 Höhe	
abgesehen	werden,	 in	der	für	den	neuen	Zweck	
staatliche	 Zuschüsse	 gegeben	 werden	 könnten.	
7Die	staatliche	Forderung	auf	Wertausgleich	kann	
auch	ohne	Verzinsung	gestundet	werden,	 solan-
ge	und	soweit	die	Schulanlage	einer	anderen,	im	
staatlichen	 Interesse	 liegenden,	 gemeinnützigen	
Zweckbestimmung	 dient,	 die	 mit	 dem	 Schul-
betrieb	 in	 unmittelbarem	 Zusammenhang	 steht	
(neuer	 Zweck);	 als	 Wertausgleich	 ist	 der	 Ver-
kehrswert	 im	 Zeitpunkt	 der	 Aufgabe	 des	 neuen	

Zwecks	anzusetzen,	wenn	der	Verkehrswert	hö-
her	 ist	als	 im	Zeitpunkt	der	Aufgabe	der	 schuli-
schen	Nutzung.“

4.	 In	Art.	47	Abs.	3	wird	die	Zahl	„75“	durch	die	Zahl	
„87,50“	ersetzt.

Art.	20

Änderung	der	Verordnung	zur	Ausführung
des	Bayerischen	Schulfi	nanzierungsgesetzes

Die	Verordnung	zur	Ausführung	des	Bayerischen	
Schulfi	nanzierungsgesetzes	 (AVBaySchFG)	 vom	
23. Januar	1997	(GVBl	S. 11,	BayRS	2230-7-1-1-UK),	
zuletzt	geändert	durch	Verordnung	vom	13.	Dezem-
ber	2010	(GVBl	S.	869),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 In	der	Inhaltsübersicht	wird	bei	§§	15	und	17	je-
weils	das	Wort	„Volksschulen,“	gestrichen.

2.	 §	14a	erhält	folgende	Fassung:

„§	14a

Verwendungsbestätigung	bei	privaten
Volksschulen	

(zu	Art.	31	BaySchFG)

1Die	Zuschüsse	nach	Art.	31	Abs.	1	und	Art. 32	
Abs.	1	Satz	1	BaySchFG	dürfen	nur	gewährt	wer-
den,	 wenn	 der	 Schulträger	 schriftlich	 bestätigt	
hat,	 dass	 die	 Mittel	 ausschließlich	 für	 Personal-
aufwand	 im	 Sinn	 des	 Art.	 2	 BaySchFG	 oder	 für	
Schulaufwand	 im	Sinn	des	Art.	3	 	BaySchFG	der	
zu	 fördernden	 Schule	 verwendet	 werden.	 2Der	
Schulträger	 kann	 Zuschüsse	 zum	 Schulaufwand	
der	zu	fördernden	Schule	auch	für	den	Personal-
aufwand	und	umgekehrt	verwenden.“

3.	 In	§§	15	und	17	wird	in	der	Überschrift	jeweils	das	
Wort	„Volksschulen,“	gestrichen.

Art.	21

Durchführungsbestimmungen

1Für	die	Ausführung	des	Haushaltsplans	und	die	
Aufstellung	 der	 Haushaltsrechnung	 gelten	 neben	
den	 allgemeinen	 haushaltsrechtlichen	 Vorschriften	
die	 Durchführungsbestimmungen	 zu	 diesem	 Gesetz	
(Anlage DBestHG 2011/2012).	2Im	Übrigen	erlässt	das	
Staatsministerium	 der	 Finanzen	 die	 zur	 Ausführung	
dieses	Gesetzes	erforderlichen	Anordnungen.

Art.	22

Inkrafttreten,	Außerkrafttreten

(1)	Dieses	Gesetz	tritt	mit	Wirkung	vom	1. Januar	
2011	in	Kraft.
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(2)	Abweichend	von	Abs. 1	treten

1.	 Art.	18	mit	Wirkung	vom	1. Januar	2010,

2.	 Art.	14	bis	16	am	1.	Mai	2011,

3.	 Art.	19	Nrn.	1	bis	3	und	Art. 20	am	1. August	2011	
und

4.	 Art.	19	Nr. 4	am	1. August	2012

in	Kraft.

(3)	 Die	 Bestimmungen	 dieses	 Gesetzes	 gelten,	
soweit	im	Folgenden	nichts	anderes	bestimmt	ist,	bis	
zum	Tag	der	Bekanntmachung	des	Haushaltsgesetzes	
des	folgenden	Haushaltsjahres	weiter.

(4)	Art. 109	BayBesG	tritt	mit	Ablauf	des	30. April	
2013	außer	Kraft.

Art.	23

Übergangsregelung	zur	Wiederbesetzungssperre

1Für	am	31. Dezember 2010	 laufende	Wiederbe-
setzungssperren	(Art. 6	Abs. 2	Satz 2	Haushaltsgesetz	
–	HG	–	2009/2010)	gilt	die	zwölfmonatige	Wiederbe-
setzungssperre	gemäß	Art. 6	Abs. 2	Satz 2.	2Dies	gilt	
auch	für	die	am	28.	September	2010	von	der	Staatsre-
gierung	beschlossene	Besetzungssperre.

Art. 24

Übergangsbestimmungen	zu	Art.	19

(1)	 1Die	 Absenkung	 der	 während	 der	 Karenz-
zeit	 gewährten	 Leistungen	 in	 Art.	 31	 Abs.	 6	 Satz	 2	
BaySchFG	auf	65 v.H.	gilt	nicht	für	private	Volksschu-
len,	die	mit	Wirkung	vom	1. August	2011	oder	früher	
genehmigt	 wurden.	 2Für	 die	 privaten	 Volksschu-
len,	bei	denen	die	 staatlichen	Leistungen	 je	Schüle-
rin	 oder	 Schüler	 zum	 Schulaufwand	 (ausgenommen	
Baumaßnahmen)	 im	 Durchschnitt	 der	 Jahre	 2008,	
2009	und	2010	über	dem	pauschalen	Zuschussbetrag	
nach	 Art.  32	 Abs.	 1	 Satz	 1	 BaySchFG	 liegen,	 wird	
übergangsweise	 bis	 einschließlich	 des	 Schuljahres	
2018/2019	eine	zusätzliche	Förderung	zum	Schulauf-
wand	nach	folgender	Tabelle	gewährt:

Schuljahr Förderquote	für	den	Betrag,	um	
den	der	Durchschnitt	der	staat-
lichen	Leistungen	der	Jahre	
2008,	2009	und	2010 den	pau-
schalen	Zuschussbetrag	nach	
Art.	32	Abs.	1	Satz 1	übersteigt

2011/2012 	 87,5	v.H.

2012/2013 	 75	 v.H.

2013/2014 	 62,5	v.H.

2014/2015 	 50	 v.H.

2015/2016 	 37,5	v.H.

2016/2017 	 25	 v.H.

2017/2018 	 12,5	v.H.

2018/2019 	 0	 v.H.

3Für	die	privaten	Volksschulen,	bei	denen	die	 staat-
lichen	 Leistungen	 je	 Schülerin	 oder	 Schüler	 zum	
Schulaufwand	 (ausgenommen	 Baumaßnahmen)	 im	
Durchschnitt	 der	 Jahre	 2008,	 2009	 und	 2010	 unter	
dem	pauschalen	Zuschussbetrag	nach	Art.	32	Abs.	1	
Satz	1	BaySchFG	liegen,	erfolgt	für	eine	Übergangs-
zeit	bis	einschließlich	des	Schuljahres	2018/2019	eine	
stufenweise	Erhöhung	der	staatlichen	Leistungen	bis	
zum	 Erreichen	 des	 Pauschalbetrags	 nach	 folgender	
Tabelle:

Schuljahr Förderquote	für	den	Betrag,	um	
den	der	Durchschnitt	der	staat-
lichen	Leistungen	der	Jahre	
2008,	2009	und	2010	unter	dem	
pauschalen	Zuschussbetrag	
nach	Art. 32	Abs.	1	Satz 1	liegt

2011/2012 	 12,5	v.H.

2012/2013 	 25	 v.H.

2013/2014 	 37,5	v.H.

2014/2015 	 50	 v.H.

2015/2016 	 62,5	v.H.

2016/2017 	 75	 v.H.

2017/2018 	 87,5	v.H.

2018/2019 	100		 v.H.

4Für	die	staatliche	Förderung	von	Baumaßnahmen	für	
private	Volksschulen,	bei	denen	die	für	den	Erlass	des	
Förderbescheids	notwendigen	und	vollständigen	Un-
terlagen	vor	dem	1.	August	2011	der	Regierung	vor-
liegen,	fi	ndet	Art.	32	BaySchFG	in	der	bis	zum	31. Juli	
2011	geltenden	Fassung	Anwendung.	

(2)	Für	die	Zeit	vom	1. Januar	2011	bis	einschließ-
lich	31. Juli	2012	gilt	Art. 47	Abs. 3	BaySchFG	in	fol-
gender	Fassung:

„(3)	 Für	 Schülerinnen	 und	 Schüler	 staatlich	
anerkannter	Realschulen,	Gymnasien,	berufl	icher	
Schulen	 und	 Schulen	 des	 Zweiten	 Bildungswegs	
ersetzt	 der	 Staat	 den	 Erziehungsberechtigten	
oder	volljährigen	Schülerinnen	und	Schülern	das	
Schulgeld	bis	zum	Betrag	von	80 €	je	Unterrichts-
monat.“

München,	den	14.	April	2011

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst		S	e	e	h	o	f	e	r
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Anlage

Haushaltsplan	
des	Freistaates	Bayern
für	die	Haushaltsjahre	

2011	und	2012

Gesamtplan
Teil	I:	 	Haushaltsübersicht

einschließlich	Übersicht	über	
die	Verpfl	ichtungsermächtigungen

Teil	II:	 Finanzierungsübersicht

Teil	III:	 Kreditfi	nanzierungsplan
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Gesamtplan 
 

   Einnahmen 

    gegenüber 
  Betrag für Betrag für 2010 

Einzel- B e z e i c h n u n g  2011 2010 mehr (+) 
plan    weniger (-) 

  Tsd. € Tsd. € Tsd. € 

1 2 3 4 5 
     

01   
 

Landtag 
 

400,5 308,5 +92,0 

02   
 

Ministerpräsident und Staatskanzlei 
 

486,5 911,4 -424,9 

03   
 

Staatsministerium des Innern 1.096.760,7 1.183.933,1 -87.172,4 

04   
 

Staatsministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz 
 

992.566,3 833.521,7 +159.044,6 

05   
 

Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
 

70.464,3 84.192,3 -13.728,0 

06   
 

Staatsministerium der Finanzen 
 

447.369,5 419.398,0 +27.971,5 

07   
 

Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie 
 

1.265.268,9 1.296.960,3 -31.691,4 

08   
 

Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
 

384.226,3 359.182,1 +25.044,2 

10   
 

Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen 
 

604.139,6 616.192,8 -12.053,2 

11   
 

Bayerischer Oberster Rechnungshof 
 

19,2 19,2 - 

12   
 

Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit 
 

147.667,7 198.041,7 -50.374,0 

13   
 

Allgemeine Finanzverwaltung 
 

35.902.356,7 36.066.152,4 -163.795,7 

15   
 

Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung 
und Kunst 
 

1.579.408,3 1.287.881,9 +291.526,4 

     
 

Summe 42.491.134,5 42.346.695,4 +144.439,1 
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Gesamtplan 
 

   Einnahmen 

    gegenüber 
  Betrag für Betrag für 2010 

Einzel- B e z e i c h n u n g  2011 2010 mehr (+) 
plan    weniger (-) 

  Tsd. € Tsd. € Tsd. € 

1 2 3 4 5 
     

01   
 

Landtag 
 

400,5 308,5 +92,0 

02   
 

Ministerpräsident und Staatskanzlei 
 

486,5 911,4 -424,9 

03   
 

Staatsministerium des Innern 1.096.760,7 1.183.933,1 -87.172,4 

04   
 

Staatsministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz 
 

992.566,3 833.521,7 +159.044,6 

05   
 

Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
 

70.464,3 84.192,3 -13.728,0 

06   
 

Staatsministerium der Finanzen 
 

447.369,5 419.398,0 +27.971,5 

07   
 

Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie 
 

1.265.268,9 1.296.960,3 -31.691,4 

08   
 

Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
 

384.226,3 359.182,1 +25.044,2 

10   
 

Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen 
 

604.139,6 616.192,8 -12.053,2 

11   
 

Bayerischer Oberster Rechnungshof 
 

19,2 19,2 - 

12   
 

Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit 
 

147.667,7 198.041,7 -50.374,0 

13   
 

Allgemeine Finanzverwaltung 
 

35.902.356,7 36.066.152,4 -163.795,7 

15   
 

Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung 
und Kunst 
 

1.579.408,3 1.287.881,9 +291.526,4 

     
 

Summe 42.491.134,5 42.346.695,4 +144.439,1 

     
 

 
 

Teil I: Haushaltsübersicht 2011 
 

Ausgaben + Überschuss / - Zuschuss   

  gegenüber     
Betrag für Betrag für 2010 Betrag für Betrag für Verpflichtungs-  

2011  2010 mehr (+) 2011 2010 ermächtigungen Einzel- 
  weniger (-)   2011 plan 

Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. €  

6 7 8 9 10 11 12 
       

107.463,4 106.617,8 +845,6 -107.062,9 -106.309,3 4.760,0 01   
 

82.419,6 80.673,1 +1.746,5 -81.933,1 -79.761,7 10.000,0 02   
 

4.912.563,6 5.071.271,6 -158.708,0 -3.815.802,9 -3.887.338,5 621.619,3 03   
 

1.824.452,2 1.823.047,7 +1.404,5 -831.885,9 -989.526,0 105.078,0 
 
 

04   
 

9.557.703,5 9.482.308,5 +75.395,0 -9.487.239,2 -9.398.116,2 32.524,0 05   
 

1.779.863,7 1.791.124,6 -11.260,9 -1.332.494,2 -1.371.726,6 75.220,0 06   
 

1.722.522,6 1.728.494,3 -5.971,7 -457.253,7 -431.534,0 6.944.882,5 07   
 
 

1.199.587,1 1.217.405,9 -17.818,8 -815.360,8 -858.223,8 242.500,0 
 
 

08   
 

2.547.135,6 2.509.965,5 +37.170,1 -1.942.996,0 -1.893.772,7 251.147,8 10   
 
 

30.334,3 31.905,2 -1.570,9 -30.315,1 -31.886,0 - 11   
 

773.476,1 844.555,7 -71.079,6 -625.808,4 -646.514,0 107.984,5 12   
 

12.729.821,7 12.690.710,9 +39.110,8 +23.172.535,0 +23.375.441,5 240.750,0 13   
 

5.223.791,1 4.968.614,6 +255.176,5 -3.644.382,8 -3.680.732,7 364.588,1 
 
 

15   
 

       

42.491.134,5 42.346.695,4 +144.439,1 - - 9.001.054,2  
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Gesamtplan 
 

  Einnahmen 

    gegenüber 
  Betrag für Betrag für 2011 

Einzel- B e z e i c h n u n g  2012 2011 mehr (+) 
plan    weniger (-) 

  Tsd. € Tsd. € Tsd. € 

1 2 3 4 5 
     

01   
 

Landtag 
 

400,5 400,5 - 

02   
 

Ministerpräsident und Staatskanzlei 
 

486,5 486,5 - 

03   
 

Staatsministerium des Innern 824.122,8 1.096.760,7 -272.637,9 

04   
 

Staatsministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz 
 

796.311,3 992.566,3 -196.255,0 

05   
 

Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
 

58.674,5 70.464,3 -11.789,8 

06   
 

Staatsministerium der Finanzen 
 

448.513,5 447.369,5 +1.144,0 

07   
 

Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie 
 

1.265.242,0 1.265.268,9 -26,9 

08   
 

Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
 

378.943,0 384.226,3 -5.283,3 

10   
 

Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen 
 

606.391,4 604.139,6 +2.251,8 

11   
 

Bayerischer Oberster Rechnungshof 
 

19,2 19,2 - 

12   
 

Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit 
 

112.166,3 147.667,7 -35.501,4 

13   
 

Allgemeine Finanzverwaltung 
 

37.086.368,2 35.902.356,7 +1.184.011,5 

15   
 

Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung 
und Kunst 
 

1.538.215,8 1.579.408,3 -41.192,5 

     

 Summe 43.115.855,0 42.491.134,5 +624.720,5 
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Gesamtplan 
 

  Einnahmen 

    gegenüber 
  Betrag für Betrag für 2011 

Einzel- B e z e i c h n u n g  2012 2011 mehr (+) 
plan    weniger (-) 

  Tsd. € Tsd. € Tsd. € 

1 2 3 4 5 
     

01   
 

Landtag 
 

400,5 400,5 - 

02   
 

Ministerpräsident und Staatskanzlei 
 

486,5 486,5 - 

03   
 

Staatsministerium des Innern 824.122,8 1.096.760,7 -272.637,9 

04   
 

Staatsministerium der Justiz und für 
Verbraucherschutz 
 

796.311,3 992.566,3 -196.255,0 

05   
 

Staatsministerium für Unterricht und Kultus 
 

58.674,5 70.464,3 -11.789,8 

06   
 

Staatsministerium der Finanzen 
 

448.513,5 447.369,5 +1.144,0 

07   
 

Staatsministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, 
Verkehr und Technologie 
 

1.265.242,0 1.265.268,9 -26,9 

08   
 

Staatsministerium für Ernährung, 
Landwirtschaft und Forsten 
 

378.943,0 384.226,3 -5.283,3 

10   
 

Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen 
 

606.391,4 604.139,6 +2.251,8 

11   
 

Bayerischer Oberster Rechnungshof 
 

19,2 19,2 - 

12   
 

Staatsministerium für Umwelt und Gesundheit 
 

112.166,3 147.667,7 -35.501,4 

13   
 

Allgemeine Finanzverwaltung 
 

37.086.368,2 35.902.356,7 +1.184.011,5 

15   
 

Staatsministerium für Wissenschaft, Forschung 
und Kunst 
 

1.538.215,8 1.579.408,3 -41.192,5 

     

 Summe 43.115.855,0 42.491.134,5 +624.720,5 

     
 

 
 

Teil I: Haushaltsübersicht 2012 
 

Ausgaben + Überschuss / - Zuschuss   

  gegenüber     
Betrag für Betrag für 2011 Betrag für Betrag für Verpflichtungs-  

2012  2011 mehr (+) 2012 2011 ermächtigungen Einzel- 
  weniger (-)   2012 plan 

Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. € Tsd. €  

6 7 8 9 10 11 12 
       

107.300,1 107.463,4 -163,3 -106.899,6 -107.062,9 2.645,0 01   
 

80.765,6 82.419,6 -1.654,0 -80.279,1 -81.933,1 5.500,0 02   
 

4.713.280,3 4.912.563,6 -199.283,3 -3.889.157,5 -3.815.802,9 510.447,5 03   
 

1.880.462,5 1.824.452,2 +56.010,3 -1.084.151,2 -831.885,9 108.912,0 
 
 

04   
 

9.788.413,9 9.557.703,5 +230.710,4 -9.729.739,4 -9.487.239,2 33.205,0 05   
 

1.791.634,4 1.779.863,7 +11.770,7 -1.343.120,9 -1.332.494,2 37.570,0 06   
 

1.739.021,7 1.722.522,6 +16.499,1 -473.779,7 -457.253,7 554.440,0 07   
 
 

1.210.073,9 1.199.587,1 +10.486,8 -831.130,9 -815.360,8 225.885,0 
 
 

08   
 

2.708.005,1 2.547.135,6 +160.869,5 -2.101.613,7 -1.942.996,0 178.374,2 10   
 
 

31.011,7 30.334,3 +677,4 -30.992,5 -30.315,1 - 11   
 

748.239,1 773.476,1 -25.237,0 -636.072,8 -625.808,4 96.206,5 12   
 

12.848.111,0 12.729.821,7 +118.289,3 +24.238.257,2 +23.172.535,0 236.980,0 13   
 

5.469.535,7 5.223.791,1 +245.744,6 -3.931.319,9 -3.644.382,8 320.690,0 
 
 

15   
 

       

43.115.855,0 42.491.134,5 +624.720,5 - - 2.310.855,2  
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Gesamtplan 
 Betrag für Betrag für Betrag für 

 2011 2012 2010 
Teil II: Finanzierungsübersicht für die Haushaltsjahre 2011 und 2012    

  Tsd. € Tsd. € Tsd. € 
     
A. Ermittlung des Finanzierungssaldos    
     1. Einnahmen  

(ohne Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt, Entnahmen aus 
Rücklagen, Einnahmen aus Überschüssen) ........................................   40.688.077,5 42.274.888,5 38.456.915,3 

     2. Ausgaben  
(ohne Ausgaben zur Schuldentilgung am Kreditmarkt, 
Zuführungen an Rücklagen und Ausgaben zur Deckung eines 
Fehlbetrags) .........................................................................................   42.399.802,2 43.024.942,2 41.915.884,4 

     3. Finanzierungssaldo (Nr. 1 abzüglich Nr. 2) ........................................   
 

-1.711.724,7 -750.053,7 -3.458.969,1 

     
B. Deckung des Finanzierungssaldos    
     1. Netto-Neuverschuldung am Kreditmarkt    
     1.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt    
1.1.1 im allgemeinen Haushalt ...................................................................   2.826.325,0 3.031.648,0 3.323.799,0 
1.1.2 im Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB ........................   100.000,0 800.000,0 50.000,0 
     1.2 Ausgaben zur Schuldentilgung für Kreditmarktmittel 

(einschließlich Marktpflege)    
1.2.1 im allgemeinen Haushalt ...................................................................   2.826.325,0 3.031.648,0 3.323.799,0 
1.2.2 im Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB ........................   100.000,0 800.000,0 50.000,0 
     1.3 Nettokreditaufnahme am Kreditmarkt (Nr. 1.1 abzüglich Nr. 1.2) ...   - - - 
     
2. Abwicklung der Rechnungsergebnisse aus Vorjahren    
     2.1 Einnahmen aus Überschüssen ...........................................................   - - - 
     2.2 Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen ........................................   

 
- - - 

3.       Rücklagenbewegung 
    
3.1 Entnahmen aus Rücklagen, Fonds und Stöcken ...............................   1.803.057,0 840.966,5 3.889.780,1 
     3.2 Zuführungen an Rücklagen, Fonds und Stöcke ................................   91.332,3 90.912,8 430.811,0 
     3.3 Saldo (Nr. 3.1 abzüglich Nr. 3.2) ........................................................   

 
1.711.724,7 750.053,7 3.458.969,1 

     
4.       Deckung insgesamt (Nr. 1.3 und Nr. 3.3) 1.711.724,7 750.053,7 3.458.969,1 
      
     
Teil III: Kreditfinanzierungsplan für die Haushaltsjahre 2011 und 2012  
    
1. Kredite am Kreditmarkt    
     1.1 Einnahmen aus Krediten vom Kreditmarkt    
1.1.1 im allgemeinen Haushalt ...................................................................   2.826.325,0 3.031.648,0 3.323.799,0 
1.1.2 im Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB ........................   100.000,0 800.000,0 50.000,0 
     
1.2 Ausgaben zur Schuldentilgung für Kreditmarktmittel 

(einschließlich Marktpflege)    
1.2.1 im allgemeinen Haushalt ...................................................................   2.826.325,0 3.031.648,0 3.323.799,0 
1.2.2 im Stabilisierungsfonds Finanzmarkt und BayernLB ........................   100.000,0 800.000,0 50.000,0 
     
1.3 Saldo (Nr. 1.1 abzüglich Nr. 1.2) ........................................................   - - - 
     
2. Kredite im öffentlichen Bereich 
    
2.1 Einnahmen aus zweckbestimmten Krediten von 

Gebietskörperschaften u. Ä. ................................................................   200,0 200,0 - 
     2.2 Ausgaben zur Schuldentilgung bei Gebietskörperschaften u. Ä. .....   63.000,0 63.000,0 53.000,0 
     2.3 Nettokreditaufnahme (Nr. 2.1 abzüglich Nr. 2.2) ...............................   

 
-62.800,0 -62.800,0 -53.000,0 

3. Kreditaufnahmen insgesamt 
    
3.1 Bruttokreditaufnahme (Nr. 1.1 und Nr. 2.1) ........................................   2.926.525,0 3.831.848,0 3.373.799,0 
     
3.2 Ausgaben zur Schuldentilgung (Nr. 1.2 und Nr. 2.2) .........................   2.989.325,0 3.894.648,0 3.426.799,0 
     
3.3 Nettokreditaufnahme (Nr. 1.3 und Nr. 2.3)  ........................................   

 
-62.800,0 -62.800,0 -53.000,0 

4. Rückzahlbare Ablieferung des Grundstocks (Art. 9 HG) - 582.460,0 480.000,0 
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1.  Deckungsfähigkeit

1.1	 Soweit	nicht	Nr.	12.1	zur	Anwendung	kommt,	
sind	 innerhalb	der	einzelnen	Haushaltskapi-
tel	gegenseitig	deckungsfähig	die	Mittel	der	
Titel

1.1.1	 517 01	 Bewirtschaftung	 der	 Grun	dstücke,	
	 	 	 Gebäude	und	Räume,

517 05	 Bewirtschaftung	 durch	 Heizung,	 Be-
leuchtung	und	elektrische	Kraft,

517 31	 Bewirtschaftung	 der	 Grundstücke,	
Gebäude	und	Räume	(soweit	die	Be-
wirtschaftung	 durch	 andere	 Dienst-
stellen	erfolgt),

517 35	 Bewirtschaftung	 durch	 Heizung,	 Be-
leuchtung	 und	 elektrische	 Kraft	 (so-
weit	die	Bewirtschaftung	durch	ande-
re	Dienststellen	erfolgt),

518 0.	 Mieten	und	Pachten	für	Grundstücke,	
Gebäude	und	Räume,

518 31	 Mieten	und	Pachten	für	Grundstücke,	
Gebäude	und	Räume	(soweit	die	Be-
wirtschaftung	 durch	 andere	 Dienst-
stellen	erfolgt),

1.1.2	 514 0.	 Haltung	von	Dienstfahrzeugen	und

527 0.	 Reisekostenvergütungen	 für	 Dienst-
reisen,

1.1.3	 531 1.	 Fachveröffentlichungen	und

531 2.	 Sonstige	Veröffentlichungen.

1.2	 Innerhalb	desselben	Einzelplans	sind	die	Mit-
tel	der	Titel	5	19 0.	(Unterhaltung	der	Grund-
stücke	und	baulichen	Anlagen),	701 0.	 (klei-
ne	Neu-,	Um-	und	Erweiterungsbauten)	und	
702 0.	(grundlegende	Erneuerung	und	Sanie-
rung	von	Kanal-,	Schachtbau-	und	Abwasser-
anlagen)	gegenseitig	deckungsfähig.

1.3	 1Mit	 Einwilligung	 der	 zuständigen	 obersten	
Staatsbehörde	können			die	bei	den	einzelnen	
Titeln	 der	 Anlagen	 S	 (staatlicher	 Hochbau)	
veranschlagten	 Ausgaben	 und	 Verpfl	ich-
tungsermächtigungen	 nach	 dem	 Baufort-
schritt	 verstärkt	 werden,	 wenn	 der	 Mehrbe-
trag	 innerhalb	 der	 Hochbauausgaben	 bzw.	

Anlage DBestHG 2011/2012

Durchführungsbestimmungen
zum Haushaltsgesetz 2011/2012

(DBestHG 2011/2012)

-verpfl	ichtungsermächtigungen	 desselben	
Einzelplans	eingespart	wird;	dem	Staatsminis-
terium	 der	 Finanzen	 ist	 jeweils	 ein	 Abdruck	
des	entsprechenden	Einwilligungsschreibens	
der	 zuständigen	 obersten	 Staatsbehörde	 zu-
zuleiten.	 2Die	danach	zulässige	gegenseitige	
Deckung	darf	nicht	zu	einer	Abweichung	von	
den	 den	 einzelnen	 Bauvorhaben	 zugrunde	
liegenden	Unterlagen	gemäß	Art.	24	bzw.	54	
BayHO	oder	zu	einer	Überschreitung	der	fest-
gesetzten	Gesamtkosten	der	einzelnen	Maß-
nahmen	 führen.	 3Bei	 grundstockfi	nanzierten	
Ansätzen	ist	eine	Umschichtung	nur	zuguns-
ten	 grundstockkonformer	 Hochbaumaßnah-
men	zulässig;	das	Nähere	regelt	das	Staatsmi-
nisterium	der	Finanzen.

1.4	 Im	Übrigen	ergibt	sich	die	Deckungsfähigkeit	
von	 Ausgabemitteln	 aus	 den	 im	 Haushalts-
plan	enthaltenen	Vermerken.

2.  Bewirtschaftung der Personalausgaben

2.1	 1Bei	der	Bewirtschaftung	der	Personalausga-
ben	 sind	 die	 Verwaltungen	 an	 die	 in	 Art.	 6	
Abs.	1	des	Haushaltsgesetzes	genannten	Stel-
lenpläne	 unter	 Beachtung	 der	 Nr.  3	 gebun-
den.	 2Soweit	 keine	 Stellenbindung	 besteht,	
richtet	sich	die	Bewirtschaftung	grundsätzlich	
nach	den	veranschlagten	Haushaltsbeträgen;	
dabei	können	innerhalb	der	einzelnen	Kapitel	
die	Erstattungsleistungen	der	Bundesagentur	
für	Arbeit	nach	dem	Altersteilzeitgesetz	ent-
sprechend	 dem	 Entstehungsgrund	 den	 be-
troffenen	 Haushaltsansätzen	 zugeführt	 wer-
den.

2.2	 1Die	 in	 einem	 Einzelplan	 bei	 den	 in	 Art.	 6	
Abs.  1	des	Haushaltsgesetzes	genannten	Ti-
teln	veranschlagten	Mittel	für	Personalausga-
ben	(einschließlich	Titel	421 0.)	dürfen	–	inso-
weit	in	Abweichung	von	Art.	45	Abs. 1	BayHO	
–	bei	der	Ausführung	des	Hau	shaltsplans	zu	
einer	 Summe	 zusammengefasst	 und	 inner-
halb	des	Einzelplans	gemeinsam	bewirtschaf-
tet	werden.	2Soweit	bei	den	in	die	gemeinsa-
me	 Bewirtschaftung	 einbezogenen	 Ansätzen	
außerplanmäßige	 Ausgaben	 und	 bei	 den	
nicht	in	die	gemeinsame	Bewirtschaftung	ein-
bezogenen	 Ansätzen	 über-	 und	 außerplan-
mäßige	 Ausgaben	 erforderlich	 werden,	 gilt	
die	 Einwilligung	 des	 Staatsministeriums	 der	
Finanzen	 hierzu	 allgemein	 als	 erteilt,	 wenn	
die	 über-	 und	 außerplanmäßigen	 Ausgaben	
ausschließlich	 auf	 Stellenbesetzungen	 nach	
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Art. 6	Abs. 3	Nr. 1	des	Haushaltsgesetzes	zu-
rückzuführen	sind.

2.3	 Für	 Beamte	 und	 Arbeitnehmer,	 bei	 denen	
gemäß	 Art.	 6	 Abs.	 1	 des	 Haushaltsgesetzes	
eine	 Stellenbindung	 besteht,	 darf	 Mehrar-
beit	(Überstunden),	für	die	eine	Vergütung	zu	
zahlen	ist,	nur	angeordnet	werden,	wenn	bei	
Titel	422 41	bis	422 42	(Mehrarbeitsvergütun-
gen	für	Beamte)	oder	Titel	428 41	(Überstun-
denentgelte	 für	Arbeitnehmer)	 ausreichende	
Mittel	zur	Verfügung	gestellt	sind.

3.  Besetzung von Planstellen und Stellen

	 	 Für	die	Besetzung	von	Planstellen	und	Stellen	
gelten	Art.	6	des	Haushaltsgesetzes,	Art.	47,	
49	und	50	BayHO	sowie	die	zu	diesen	Bestim-
mungen	 erlassenen	 Verwaltungsvorschriften	
unter	Beachtung	der	nachstehenden	Bestim-
mungen.

3.1	 Besondere	Regelungen	für	den	Hochschulbe-
reich

3.1.1	 1Wissenschaftliche	 Mitarbeiter	 im	 Sinn	 des	
Art. 22	BayHSchPG	können	auch	auf	glei	ch-	
oder	höherwertigen	Stellen	für	Akademische	
Räte,	 Akademische	 Oberräte,	 Akademische	
Direktoren	 oder	 Leitende	 Akademische	 Di-
rektoren	 (jeweils	 ohne	 Lehrkräfte	 für	 be-
sondere	 Aufgaben	 an	 einer	 Hochschule)	 so-
wie	 auf	 Stellen	 für	 Professoren	 verrechnet	
werden.	 2Akademische	 Oberräte	 auf	 Zeit	
(BesGr	A 14)	können	auf	Stellen	 für	Akade-
mische	 Direktoren	 oder	 auf	 Stellen	 für	 Lei-
tende	Akademische	Direktoren	(jeweils	ohne	
Lehrkräfte	 für	besondere	Aufgaben	an	einer	
Hochschule)	sowie	auf	Stellen	für	Professoren	
verrechnet	werden.

3.1.2	 1Inhaber	der	Ämter	des	Akademischen	Rats,	
des	 Akademischen	 Oberrats,	 des	 Akademi-
schen	 Direktors	 oder	 des	 Leitenden	 Akade-
mischen	Direktors	(jeweils	ausschließlich	der	
Lehrkräfte	 für	besondere	Aufgaben	an	einer	
Hochschule)	 sowie	 wissenschaftliche	 Mitar-
beiter	können	nicht	auf	Stellen,	die	für	Lehr-
kräfte	für	besondere	Aufgaben	an	einer	Hoch-
schule	ausgewiesen	sind,	verrechnet	werden.	
2Dies	 gilt	 nicht	 für	 Akademische	 Räte,	 Aka-
demische	Oberräte,	Akademische	Direktoren	
oder	 Leitende	 Akademische	 Direktoren,	 die	
mit	einer	Lehrverpfl	ichtung	von	mehr	als	acht	
Lehrveranstaltungsstunden	 aus	 Ämtern	 der	
alten	Personalstruktur	übernommen	wurden.

3.1.3	 Inhaber	 der	 Ämter	 des	 Akademischen	 Rats,	
des	 Akademischen	 Oberrats,	 des	 Akademi-
schen	 Direktors	 oder	 des	 Leitenden	 Aka-
demischen	 Direktors	 (jeweils	 einschließlich	
der	 Lehrkräfte	 für	 besondere	 Aufgaben)	 der	
BesGr	 A	13	 bis	 A	16	 (Art.	19	 bis	21	 und	 24	
BayHSchPG)	können	auf	Stellen	für	Professo-

ren	der	BesGr	W	2	und	W	3	verrechnet	wer-
den.

3.1.4	 Stellen	 für	 Akademische	 Räte	 auf	 Zeit	
(BesGr	A	13)	und	Akademische	Oberräte	auf	
Zeit	 (BesGr	 A	14)	 dürfen	 mit	 entsprechend	
eingestuften	 Arbeitnehmern	 sowie	 wissen-
schaftlichen	 Mitarbeitern	 mit	 einem	 Bache-
lor-Abschluss	 besetzt	 werden,	 wenn	 deren	
Arbeitsverhältnis	 den	 für	 wissenschaftliche	
Mitarbeiter	geltenden	Bestimmungen	(Art. 22	
BayHSchPG)	entsprechend	befristet	ist,	sowie	
mit	 Ärzten,	 die	 in	 einem	 befristeten	 Arbeit-
nehmerverhältnis	zur	Erlangung	der	Gebiets-
arztanerkennung	beschäftigt	werden.

3.1.5	 Stellen	 der	 Entgeltgruppe  13	 dürfen	 mit	
wissenschaftlichen	 Mitarbeitern	 im	 Arbeit-
nehmerverhältnis	 im	Sinn	des	Art. 22	Abs. 2	
Satz 1	BayHSchPG	besetzt	werden,	die	einen	
Bachelor-Abschluss	erworben	haben.

3.1.6	 Künstlerische	 Mitarbeiter	 werden	 bei	 der	
Stellenverrechnung	 wie	 wissenschaftliche	
Mitarbeiter	behandelt.

3.1.7	 Ärzte	der	klinisch-theoretischen	Institute	der	
Medizinischen	Fakultäten,	die	vom	Ge	ltungs-
bereich	des	TV-Ärzte	erfasst	sind,	können	in	
besonderen	unabweisbaren	Fällen	auf	Stellen	
der	BesGr	W 2,	des	akademischen	Mittelbaus	
oder	Arbeitnehmerstellen	in	den	Entgeltgrup-
pen 13 bis 15	verrechnet	werden.	Hierzu	be-
darf	es	mit	Ausnahme	der	Nachbesetzungen	
der	Bestandsfälle	der	vorherigen	Zustimmung	
des	Staatsministeriums	der	Finanzen.

3.1.8	 Unter	den	Voraussetzungen	der	Nr.	3.1.4	dür-
fen	 auf	 Stellen	 für	 Juniorprofessoren	 (BesGr	
W 1)	Akademische	Räte	auf	Zeit	(BesGr	A	13)	
sowie	 entsprechend	 eingestufte	 Arbeitneh-
mer	und	wissenschaftliche	Mitarbeiter	mit	ei-
nem	Bachelor-Abschluss	verrechnet	werden.

3.2	 Besondere	 Regelungen	 für	 den	 Richterbe-
reich

	 	 Auf	Stellen	für	Richter	der	BesGr	R 2	können	
auch	 Richter	 kraft	 Auftrags	 der	 BesGr	 A	13	
bis	A	16,	auf	Stellen	für	Richter	der	BesGr	R 1	
auch	Richter	kraft	Auftrags	de	r	BesGr	A	13	bis	
A	15	verrechnet	werden.

3.3	 Arbeitnehmer-Budget

3.3.1	 1Das	Staatsministerium	der	Finanzen	wird	er-
mächtigt,	zur	Vorbereitung	einer	Einführung	
eines	 Arbeitnehmer-Budgets	 bei	 der	 Beset-
zung	von	Stellen	für	planmäßige	Beamte	und	
Richter,	die	gemäß	Nr. 2.1	Satz	1	und	Nr. 2.2	
Satz		1	der	gemeinsamen	Bewirtschaftung	un-
terliegen,	mit	Arbeitnehmern	zu	bestimmen,	
dass	 Entgelte	 abweichend	 auf	 Titel	 428  07	
gebucht	werden	können.	2Auf	über-	oder	au-
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ßerplanmäßige	Ausgaben,	die	sich	auf	Grund	
der	nach	Satz	1	abweichenden	Buchung	erge-
ben,	ist	Art.	37	BayHO	nicht	anzuwenden;	au-
ßerplanmäßige	Ausgaben	sind	 jedoch	 in	der	
Haushaltsrechnung	als	solche	zu	bezeichnen.

3.3.2	 Im	 Rahmen	 der	 Pilotierung	 des	 Arbeitneh-
mer-Budgets	kann	das	Staatsministerium	der	
Finanzen	 im	 Einvernehmen	 mit	 dem	 Obers-
ten	 Rechnungshof	 einen	 von	 den	 Durchfüh-
rungsbestimmungen	 zum	 Haushaltsgesetz,	
den	Verwaltungsvorschriften	zur	Bayerisc	hen	
Haushaltsordnung	 und	 den	 Bestimmungen	
für	 die	 Auszahlung	 und	 den	 rechnungsmä-
ßigen	 Nachweis	 der	 Bezüge	 und	 sonstigen	
Leistungen	 bei	 Versetzung,	 Abordnung	 und	
Zuweisung	abweichenden	Nachweis	der	Ent-
geltzahlungen	bestimmen.

3.4	 Feststellungen	der	Rechnungsprüfung

	 	 1Stellen,	 die	 auf	 Grund	 von	 Feststellungen	
der	Rechnungsprüfung	nicht	oder	nicht	in	der	
veranschlagten	 Wertigkeit	 erforderlich	 sind,	
sind	 in	 die	 Verhandlungen	 zur	 Aufstellung	
des	 Haushaltsplans	 einzubeziehen.	 2Art.	50	
Abs.	1	BayHO	bleibt	unberührt.

4.  Besondere Personalausgaben, Billigkeitsleis-
tungen

4.1	 Aus	 Mitteln	 für	 Bezüge	 und	 dergleichen	
dürfen	 Fahrkostenzuschüsse	 für	 die	 regel-
mäßigen	 Fahrten	 zwischen	 Wohnung	 und	
Dienststätte	 nach	 Maßgabe	 der	 Fahrkosten-
zuschuss-Bekanntmachung	 (FkzBek)	 vom	
15. November	2001	(FMBl	2002	S. 69)	in	der	
jeweils	ge		ltenden	Fassung	einschließlich	der	
darauf	entfallenden	Pauschalsteuern	gewährt	
werden.

4.2	 Aus	Mitteln	der	Titel	546 49	(Vermischte	Ver-
waltungsausgaben)	können	auch	die	Ausga-
ben	geleistet	werden:

4.2.1	 für	die	Übernahme	von	Kosten	des	Rechtsschut-
zes	für	Bedienstete	des	Freistaates	Bayern,

4.2.2	 für	 die	 Kosten	 der	 amtsärztlichen	 Untersu-
chung	 von	 Beamten	 und	 Bewerbern,	 von	
Lehrkräften	 kirchlicher	 Genossenschaften,	
die	 auf	 Grund	 von	 Abstellungsverträgen	 im	
öffentlichen	 Volksschuldienst	 und	 Sonder-
volksschuldienst	 tätig	 sind,	 von	 Geistlichen	
und	 Laienkatecheten,	 die	 an	 öffentlichen	
Volksschulen,	Sondervolksschulen	und	staat-
lichen	 Berufsschulen	 Religionsunterricht	 er-
teilen,	sowie	für	die	Kosten	einer	von	der	Er-
nennungsbehörde	 angeordneten	 klinischen	
oder	fachärztlichen	Untersuchung,

4.2.3	 soweit	 Mittel	 nicht	 gesondert	 veranschlagt	
sind,	 für	den	Sachschadenersatz	ehrenamtli-
cher	 Richter	 und	 ehrenamtlicher	 Mitglieder	

von	bei	Staatsbehörden	gebildeten	Ausschüs-
sen	 (analog	 Abschnitt	 12	 der	 Verwaltungs-
vorschriften	zum	Beamtenrecht	in	der	jeweils	
geltenden	Fassung),	

4.2.4	 für	die	Erstattung	von	Auslagen	bei	Vorstel-
lungsreisen	nach	den	geltenden	Bestimmun-
gen	des	Staatsministeriums	der	Finanzen,

4.2.5	 für	die	Übernahme	von	Kosten	einer	Impfung	
gegen	 FSME	 (Grundimmunisierung,	 Auffri-
schungsimpfung,	Impfserum);	Voraussetzung	
für	 die	 Kostenübernahme	 ist,	 dass	 die	 be-
schäftigte	Person	in	defi	nierten	FSME-Risiko-
gebieten	nach	Robert-Koch-Institut

–	 in	 der	 Land-,	 Forst-	 und	 Holzwirts	chaft,	
im	Gartenbau	sowie	in	der	Vermessungs-
verwaltung	 regelmäßig	 Tätigkeiten	 in	
niederer	Vegetation	und	in	Wäldern,

–	 im	Straßenbetriebsdienst	und	im	Bereich	
der	 Wasserwirtschaft	 mit	 regelmäßigen	
Tätigkeiten	in	niederer	Vegetation,

–	 im	Tierhandel	und	bei	der	Jagd	Tätigkei-
ten	 mit	 regelmäßigem	 direkten	 Kontakt	
zu	freilebenden	Tieren	oder

–	 in	Forschungseinrichtungen	und	Labora-
torien	 regelmäßig	 Tätigkeiten	 mit	 Kon-
taktmöglichkeit	zu	infi	zierten	Proben	oder	
Verdachtsproben	bzw.	zu	erregerhaltigen	
oder	kontaminierten	Gegen	ständen	oder	
Materialien,	wenn	der	Übertragungsweg	
gegeben	ist,

	 	 ausübt	 und	 dadurch	 die	 Gefahr	 einer	 Infek-
tion	durch	das	FSME-Virus	deutlich	höher	ist	
als	bei	der	Allgemeinbevölkerung.

4.3	 1Den	 zur	 Ausbildung	 zugewiesenen	 Beam-
ten	 (Art. 23	Abs. 2	BayRKG)	werden	die	bei	
den	 staatlichen	 Lehreinrichtungen	 verfüg-
baren	 Unterkünfte	 unentgeltlich	 überlassen;	
Lehreinrichtungen	 im	 Sinn	 dieser	 Vorschrift	
sind	 solche,	 die	 ausschließlich	 oder	 nahezu	
ausschließlich	 Bildungsaufgaben	 für	 die	 Be-
schäftigten	 des	 öffentlichen	 Dienstes	 wahr-
nehmen.	 2Studierenden	 der	 Fachhochschule	
für	 öffentliche	 Verwaltung	 und	 Rechtspfl	ege	
in	Bayern,	die	im	Einzugsgebiet	des	Dienstor-
tes	(der	Lehreinrichtung)	wohnen	(§ 1	Abs. 3	
Satz  2	 BayTGV,	 Art.  4	 Abs.  3	 BayUKG)	 und	
nicht	 schwerbehindert	 sind,	 werden	 keine	
Unterkünfte	 überlassen.	 3Wenn	 im	 Einzelfall	
durch	 den	 Verzicht	 auf	 die	 unentgeltliche	
Unterbringung	 höhere	 Anmietkosten	 einge-
spart	 werden,	 kann	 auf	 Antrag	 anstatt	 der	
unentgeltlichen	 Unterkunft	 ein	 Fahrtkosten-
zuschuss	gewährt	werden.	 4Eine	geschlosse-
ne	Unterbringung	(§ 8	Abs. 4	Satz 2	BayTGV)	
wird	nicht	begründet.	5Art.	127	BayBG	bleibt	
unberührt.
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4.4	 1Zur	Gewährung	von	Prämien	nach	den	Richt-
linien	 zum	 Vorschlagswesen	 in	 der	 bayeri-
schen	 Staatsverwaltung	 können	 die	 Ansätze	
bei	Titel	459 1.

a)	 zu	Lasten	der	Einnahmen	bei	den	Ober-
gruppen	 12	 und	 13	 ohne	 Gruppe	 133,	
der	Gruppe	111	und	der	Titel	119 01	und	
119 49,

b)	 zu	Lasten	der	Ansätze	bei	den	Obergrup-
pen	51	bis	54	und	81	bis	82

	 	 verstärkt	werden.	2Die	Ansätze	bei	Titel	459 1.	
dürfen	nur	insoweit	verstärkt	werden,	als	sich	
bei	 den	 deckungsfähigen	 Titeln	 im	 Jahr	 der	
Prämienzahlung	 und	 im	 darauf	 folgenden	
Jahr	des	prämierten	Vorschlags	Mehreinnah-
men	 bzw.	 Einsparungen	 in	 mindestens	 der	
gleichen	Höhe	ergeben.	3Soweit	die	Mehrein-
nahmen	bzw.	Einsparungen	bei	den	in	Satz	1	
genannten	Titeln	anderer	Einzelpläne	entste-
hen,	ist	 für	die	Verstärkung	des	Titels	459 1.	
die	Einwilligung	der	obersten	Staatsbehörde	
erforderlich,	 die	 für	 den	 anderen	 Einzelplan	
zuständig	ist.

4.5	 1Aus	Mitteln	für	Bezüge	und	dergleichen	wird	
Beamten,	 die	 im	 Laufe	 des	 Kalenderjahres	
vom	Arbeitnehmerverhältnis	in	das	Beamten-
verhältnis	übernommen	wurden,	eine	außer-
tarifl	iche	Leistung	gewährt.	 2Entsprechendes	
gilt,	 wenn	 Beschäftigte	 während	 des	 Kalen-
derjahres	 von	 einem	 TV-L-Arbeitsverhältnis	
in	 ein	 Arbeitsverhältnis	 mit	 Besoldung	 nach	
Besoldungsrecht	 wechseln.	 3Die	 außertarifl	i-
che	Leistung	beträgt	für	die	Beschäftigten	in	
den	 Entgeltgruppen	 E	1	 bis	 E	11	 70  v.H.,	 für	
die	 übrigen	 Beschäftigten	 65  v.H.	 des	 mo-
natlichen	Entgelts,	das	dem	Beschäftigten	 in	
den	letzten	drei	Monaten	vor	dem	Monat	der	
Übernahme	 in	 das	 Beamtenverhältnis	 bzw.	
des	Wechsels	in	ein	Arbeitsverhältnis	mit	Be-
soldung	 nach	 Besoldungsrecht	 durchschnitt-
lich	gezahlt	wurde;	unberücksichtigt	bleiben	
hierbei	 das	 zusätzlich	 für	 Überstunden	 und	
Mehrarbeit	 gezahlte	 Entgelt	 (mit	 Ausnahme	
der	 im	 Dienstplan	 vorgesehenen	 Mehrar-
beits-	 und	 Überstunden),	 Leistungszulagen,	
Leistungs-	und	Erfolgsprämien.	 4Der	Bemes-
sungssatz	 bestimmt	 sich	 nach	 der	 Entgelt-
gruppe	am	Ersten	des	Monats,	der	dem	Monat	
der	 Verbeamtung	 bzw.	 des	 Wechsels	 in	 ein	
Arbeitsverhältnis	 mit	 Besoldung	 nach	 Besol-
dungsrecht	 unmittelbar	 vorhergeht.	 5Die	 au-
ßertarifl	iche	Leistung	vermindert	sich	um	ein	
Zwölftel	für	jeden	Kalendermonat,	für	den	der	
Beschäftigte	kein	Entgelt	aus	dem	Arbeitsver-
hältnis	erhalten	hat.	6Die	außertarifl	iche	Leis-
tung	ist	zu	Lasten	der	Haushaltsstelle	zu	leis-
ten,	auf	der	der	Beamte	vor	der	Übernahme	in	
das	Beamtenverhältnis	bzw.	vor	dem	Wechsel	
in	 ein	 Arbeitsverhältnis	 mit	 Besoldung	 nach	
Besoldungsrecht	geführt	wurde.

4.6	 Aus	 Mitteln	 für	 Entgelte	 der	 Arbeitnehmer	
kann	Arbeitnehmern	für	die	Zeit	für	die	ihnen	
Entgelt	 (§ 15	TV-L)	zusteht,	eine	Zulage	ge-
zahlt	werden,	wenn	ihre	Tätigkeit	mit	Mehr-
aufwendungen	 verbunden	 ist,	 die	 weder	
durch	 die	 Reisekostenvergütung	 noch	 durch	
das	 Entgelt	 abgegolten	 sind,	 und	 entspre-
chenden	Beamten	unter	den	gleichen	Voraus-
setzungen	 und	 Umständen	 eine	 Aufwands-
entschädigung	gewährt	wird.

5.  Prüfungskosten, Personal- und Sachausga-
ben aus anderen Haushaltsansätzen

5.1	 Aus	Mitteln	der	Titel	459 0.	 (Prüfungsvergü-
tungen)	sind	auch	sämtliche	mit	der	Prüfung	
zusammenhängenden	 sächlichen	 Verwal-
tungsausgaben	 einschließlich	 der	 Reisekos-
ten	 der	 mit	 der	 Durchführung	 der	 Prüfung	
beauftragten	 Prüfer	 und	 Prüfungshelfer	 zu	
bestreiten.

5.2	 Soweit	Entgelte	für	Staatsbeschäftigte	aus	an-
deren	als	Personalausgabenans	ätzen	oder	aus	
Titelgruppen	 zu	 leisten	 sind,	 sind	 auch	 die	
sonstigen	Ausgaben	(Beihilfen,	Unterstützun-
gen,	Trennungsgelder,	Übergangsgelder	und	
dergleichen)	bei	diesen	Ansätzen	zu	leisten.

5.3	 Aus	Mitteln	der	Titel	518 0.	und	518 31	(Mie-
ten	 und	 Pachten	 für	 Grundstücke,	 Gebäu-
de	 und	 Räume)	 sind	 auch	 die	 Ausgaben	 für	
durchzuführende	 Ausschreibungsverfahren	
zur	Anmietung	von	Bestellbauten	 (Immobili-
en,	die	ein	privater	Auftragnehmer	nach	den	
Vorgaben	 des	 Auftraggebers	 errichtet),	 ins-
besondere	 die	 für	 die	 Beauftragung	 privater	
Sachverständiger	 anfallenden	 Ausgaben,	 zu	
bestreiten.

6.  Anlagen zum Haushaltsplan

6.1	 Soweit	 in	 Zw	eckbestimmungen	 für	 mehrere	
mit	einem	Gesamtbetrag	veranschlagte	Maß-
nahmen	 auf	 Anlagen	 zu	 den	 Einzelplänen	
verwiesen	ist,	sind	die	in	diesen	Anlagen	auf-
geführten	 Einzelzwecke	 mit	 ihren	 Beträgen	
ebenso	bindend,	wie	wenn	diese	Beträge	bei	
den	Zweckbestimmungen	einzeln	aufgeführt	
wären,	es	sei	denn,	dass	 in	den	Anlagen	et-
was	anderes	bestimmt	ist.

6.2	 1Soweit	 bei	 Titeln	 der	 Anlage  S	 (staatlicher	
Hochbau)	 Ausgaben	 oder	 Verpfl	ichtungser-
mächtigungen	wegen	Fehlens	der	 in	Art. 24	
Abs.  1	 BayHO	 bezeichneten	 Unterlagen	 als	
gesperrt	 oder	 als	 Planungstitel	 bezeichnet	
sind,	bedarf	die	Leistung	von	Ausgaben	oder	
die	 Inanspruchnahme	 von	 Verpfl	ichtungs-
ermächtigungen	 der	 Einwilligung	 des	 Aus-
schusses	für	Staatshaushalt	und	Finanzfragen	
des	Landtags.	2Dies	gilt	nicht	für	die	Leistung	
von	 Ausgaben	 und	 Inanspruchnahme	 von	
Verpfl	ichtungsermächtigungen	 für	 die	 Er-
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stellung	der	Planungsunterlagen	nach	Art.	24	
Abs. 1 und	Art. 54	Abs. 1	BayHO.	3Das	Staats-
ministerium	 der	 Finanzen	 wird	 ermächtigt,	
für	 die	 Erstellung	 der	 Planungsunterlagen	
von	 Neubauten	 nähere	 Anordnungen	 zu	 er-
lassen.

7.  Ausnahmen vom Bruttonachweis

	 	 1Ausnahmen	 vom	 Bruttonachweis	 der	 Ein-
nahmen	 und	 Ausgaben	 sind	 nach	 Maßgabe	
der	 VV	 Nr.	3	 zu	 Art.	35	 BayHO	 zugelassen	
oder	 vorgeschrieben.	 2Darüber	 hinaus	 gilt	
Folgendes:

7.1	 1Einnahmen	aus	der	Anfertigung	von	Fotoko-
pien	durch	Dritte	und	aus	Rabatten	für	bereits	
gezahlte	Ausgaben	dürfen	von	der	Ausgabe	
abgesetzt	 werden.	 2Erstattungen	 von	 Reise-
kosten	durch	Dritte	und	pauschale	Rabatte	für	
bereits	 gezahlte	 Fahrtkosten	 dürfen	 von	 der	
Ausgabe	abgesetzt	werden.

7.2	 Schadenersatzleistungen	und	Zahlungen	an-
stelle	 von	 Garantieleistungen	 Dritter	 dürfen	
stets,	 also	 auch	 nach	 Abschluss	 der	 Bücher,	
insoweit	von	der	Ausgabe	abgesetzt	werden,	
als	sie		zur	Instandsetzung	oder	Ersatzbeschaf-
fung	bestimmt	sind.

7.3	 Zurückgezahlte	 Zuwendungen	 dürfen	 von	
der	Ausgabe	abgesetzt	werden,	soweit	sie

7.3.1	 noch	während	des	gleichen	Jahres,	in	dem	sie	
ausgezahlt	 wurden,	 zurückgezahlt	 werden	
oder

7.3.2	 im	Rahmen	von	gemeinschaftlichen	Finanzie-
rungen	 zwi	schen	 dem	 Bund	 und	 dem	 Land	
(insbesondere	 bei	 den	 Gemeinschaftsaufga-
ben)	gewährt	wurden	und	der	Bund	dies	zu-
lässt.

8.  Kosten der Planung und Bauüberwachung 
(PB-Mittel)

8.1	 Aus	den	Ausgabemitteln	für	Baumaßnahmen	
des	 staatlichen	 Hochbaus	 (Obergruppen	 71	
bis	74)	sind	auch	die	Kosten	für	die	Planung	
und	Bauüberwachung	zu	bestreiten.

8.1.1	 1Ist	 die	 Planung	 und	 Bauüberwachung	 der	
staatlichen	Bauverwaltung	übertragen,	so	er-
hält	sie	folgende	Kostenanteile:

bei	 einer	 anrechnungsfähigen	 Herstellungs-
summe	bis	1 500 000 €
5,5 v.H.,

bei	 einer	 anrechnungsfähigen	 Herstellungs-
summe	über	1 500 000 €

	 	 5 v.H.

	 	 2B	ei	Umbauten	und	Modernisierungen	erhö-

hen	sich	diese	Sätze	je	nach	Schwierigkeit	um	
bis	zu	80 v.H.	3Die	festgelegten	Vomhundert-
sätze	können	erforderlichenfalls	in	begründe-
ten	Einzelfällen	mit	Einwilligung	des	Staats-
ministerium	s	der	Finanzen	bis	auf	höchstens	
5,75	 v.H.	 erhöht	 werden.	 4Die	 anrechnungs-
fähige	Herstellungssumme	bemisst	sich	nach	
der	 Haushaltsunterlage-Bau	 (zuzüglich	 von	
Nachträgen,	 die	 auf	 Lohn-	 und	 Stoffpreis-
steigerungen	beruhen),	es	sei	denn,	dass	die	
tatsächliche	Herstellungssumme	niedriger	ist;	
das	 Staatsministerium	 der	 Finanzen	 kann	 in	
besonderen	Fällen	Ausnahmen	zulassen.

8.1.2	 1Sind	 für	 die	 Planung			 und	 Bauüberwachung	
von	Gebäuden	und	Freianlagen	 freiberufl	ich	
tätige	Architekten	nach	den	Teilen	1	bis	3	der	
Verordnung	über	die	Honorare	 für	Architek-
ten	 und	 Ingenieurleistungen	 (Honorarord-
nung	für	Architekten	und	Ingenieure	–	HOAI)	
vom	11. August	2009	(BGBl	I	S.	2732)	einge-
schaltet,	 so	 sind	die	vertraglich	vereinbarten	
Honorare	 sowie	die	Nebenkosten	des	Archi-
tekten	(§ 14 HOAI)	aus	den	Bauausgabemit-
teln	 –	 Kostengruppe	 730	 der	 Kostenberech-
nung	nach	DIN	276	–	zu	bestreiten.	 2Für	die	
Anwendung	 der	 Honorarordnung	 für	 Archi-
tekten	und	Ingenieure	gelten	die	Vorschriften	
des	von	der	Obersten	Baubehörde	im	Staats-
ministerium	 des	 Innern	 mit	 Schreiben	 vom	
4.  Dezember	 2008,	 Az.  II	Z5-40012-004/08,	
eingeführten	Handbuchs	für	die	Vergabe	und	
Durchführung	von	Freiberufl	ichen	Dienstleis-
tungen	 durch	 die	 Staatsbauverwaltung	 des	
Freistaates	 Bayern	 (VHF	 Bayern),	 Ausgabe	
2008,	 in	der	 jeweils	geltenden	Fassung.	 3Für	
Leistungen,	die	dabei	nicht	von	 freiberufl	ich	
tätigen	Architekten,	 sondern	von	der	 staatli-
chen	Bauverwaltung	zu	erbringen	sind,	kön-
nen	von	dieser

–	 für	Planungsleistungen	im	Sinn	der	Leis-
tungsphasen	1	bis	7	und	9	des	§ 33 HOAI	
1,3	v.H.	der	anrechenbaren	Herstellungs-
summe,

–	 für	 die	 Bauüberwachung	 im	 Sinn	 der	
Leistungsphase	8	des	§	33 HOAI	0,6 v.H.	
der	anrechenbaren	Herstellungssumme	

in	 Anspruch	 genommen	 werden.	 4Bei	 Leis-
tungen,	 die	 von	 freiberufl	ich	 tätigen	 Ar-
chitekten	 nur	 anteilig	 erbracht	 werden,	
errechnet	 sich	 der	 Anteil	 der	 staatlichen	
Bauverwaltung	 aus	 den	 Staffelsätzen	
der	 Nr.  8.1.1	 nach	 dem	 Leistungsbild	 des	
§	33 HOAI.

8.1.3	 Bei	 dem	 Klinikum	 Regensburg	 (Kap.  15  22	
Tit.  747  55)	 erhält	 die	 staatliche	 Bauverwal-
tung	für	die	Planung	und	Bauüberwachung	im	
Sinn	von	Nr.	8.1.1	Satz	1	einen	Kostenanteil	in	
Höhe	 von	 5,25  v.H.	 der	 anrechnungsfähigen	
Herstellungssumme	bzw.,	soweit	nur	Leistun-
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gen	im	Sinn	von	Nr. 8.1.2	Satz	3	erbracht	wer-
den,	einen	Kostenanteil	in	Höhe	von	1,61 v.H.	
der	anrechnungsfähigen	Herstellungssumme.

8.2	 Die	 Kosten	 für	 die	 Einschaltung	 freiberuf-
lich	 tätiger	 Ingenieure	 als	 Sonderfachleute	
für	 baufachliche	 Fragen	 sind	 bei	 den	 Bau-
nebenkosten	–	Kostengruppe	730	und	740	der	
Kostenberechnung	nach	DIN	276	–	zu	veran-
schlagen	und	zu	verausgaben.

8.3	 Aus	 den	 Mitteln	 zur	 Bestreitung	 der	 Kosten	
der	 Planung	 und	 Bauüberwachung	 dürfen	
gedeckt	werden

8.3.1	 die	personalbezogenen	Ausgaben	der	zusätz-
lich	verwendeten	Dienstkräfte,

8.3.2	 die	 Ausgaben	 für	 Fachliteratur	 und	 fachge-
bundene	Verbrauchsgüter,

8.3.3	 die	Aus	gaben	für	Bauleitungen	und	für	Aus-
schreibungen	im	Vergabeverfahren.

9.  Zwe ckgebundene Einnahmen

	 	 1Zweckgebundene	 Einnahmen	 (Art.	 8	 Nr.  1	
BayHO)	sind,	auch	wenn	sie	nicht	oder	nicht	
in	voller	Höhe	veranschlagt	sind,	bei	den	zu-
treffenden	 Einnahmetiteln	 zu	 vereinnahmen	
und	die	hierdurch	etwa	erforderlich	werden-
den	 zusätzlichen	 Ausgaben	 bei	 den	 Ausga-
betiteln	 zu	 verausgaben.	 2Auf	 hiernach	 sich	
ergebende	über-	oder	außerplanmäßige	Aus-
gaben	 ist	Art.	37	BayHO	nicht	anzuwenden;	
außerplanmäßige	Einnahmen	und	Ausgaben	
sind	 jedoch	 in	 der	 Haushaltsrechnung	 als	
solche	 zu	 bezeichnen.	 3Nicht	 verausgabte	
zweckgebundene	 Einnahmen	 dürfen	 in	 der	
Haushaltsrechnung	 als	 Ausgabereste	 nach-
gewiesen	werden.

10.  Veräußerungen von Erzeugnissen betriebli-
cher Einrichtungen

	 	 1An	Beamte	und	Arbeitnehmer	dürfen,	soweit	
im	Haushaltsplan	nichts	anderes	bestimmt	ist,	
widerrufl	ich	 die	 für	 den	 eigenen	 Verbrauch	
benötigten	 Erzeugnisse	 der	 betrieblichen	
Einrichtungen	ihrer	unmittelbaren	Beschäfti-
gungsdienststelle	mit	einer	Ermäßigung	bis	zu	
20	v.H.	des	ortsüblichen	Kleinverkaufspreises	
abgegeben	 werden;	 ausgenommen	 hiervon	
sind	 Beschäftigte,	 deren	 Arbeitszeit	 weniger	
als	 die	 Hälfte	 der	 regelmäßigen	 Arbeitszeit	
beträgt.	 2Satz	 1	 gilt	 auch	 für	 Ruhegehalts-
empfänger	 und	 Rentner,	 soweit	 sie	 bis	 zum	
Eintritt	in	den	Ruhestand	und	dergleichen	bei	
der	 entsprechenden	 betrieblichen	 Einrich-
tung	beschäftigt	waren.	 3Landwirtschaftliche	
Betriebe	 dürfen	 ihre	 Erzeugnisse,	 bei	 denen	
ein	 Kleinverkaufspreis	 nicht	 feststellbar	 ist,	
an	Betriebsangehörige	mit	einer	Ermäßigung	
bis	zu	10	v.H.	des	Ab-Hof-Verkaufspreises	ab-

geben;	für	die	Abgabe	von	Milch	ist	der	Mol-
kereipreis	 des	 Vormonats	 ohne	 Ermäßigung	
maßgebend.	 4Tarifvertragliche	 Bestimmun-
gen	 bleiben	 unberührt.	 5Einer	 Einwilligung	
nach	Art.	57	BayHO	bedarf	es	in	diesen	Fällen	
nicht.

11. Weitergabe von Zuwendungen

	 	 Die	 Gewährung	 von	 Zuwendungen	 kann	
durch	das	zuständige	Staatsministerium	über	
die	in	Art. 44	Abs.	3	BayHO	genannten	juris-
tischen	Personen	des	privaten	Rechts	hinaus	
auch	 auf	 Körperschaften	 und	 Anstalten	 des	
öffentlichen	Rechts	übertragen	werden.

12. Dezentrale Budgetverantwortung

12.1	 Erweiterte	gegenseitige	Deckungsfähigkeit

	 	 1Zur	 Steigerung	 der	 Wirtschaftlichkeit	 und	
Leistungsfähigkeit	sind	jeweils	innerhalb		der	
einzelnen	 Kapitel	 (unter	 Einbeziehung	 der	
entsprechenden	 Verwaltungsbetriebsmittel	
in	den	Sammelkapiteln	und	Allgemeinen		Be-
willigungen	sowie	der	zentral	veranschlagten	
Ansätze)	der	Einzelpläne	01	bis	12	und	15

–	 die	 Ansätze	 für	 Personalausgaben	 der	
Titel	422 41	und	422 42,	427 01,	427 41,	
427  99,	 428  11,	 428  12,	 428  21,	 428  22,	
428 30,	428 41,	428 66,	428 99,	der	Gruppe	
429,	der	Titel		443 16,	453 01,	459 0.,	459 1.	
und	459 49,

–	 die	 Ansätze	 für	 säch	liche	 Verwaltungs-
ausgaben	 der	 Obergruppen	 51	 bis	 54	
mit	Ausnahme	der	Gruppe	529,	der	Titel	
527  2.,	 531  2.,	 532  0.	 sowie	 der	 Gruppe	
549,

–	 die	 Ansätze	 für	 Sachinvestitionen	 der	
Obergruppen	 81	 und	 82	 mit	 Ausnahme	
der	 Ansätze	 nach	 dem	 Zukunftsinves-
titionsgesetz	 vom	 2.	 März	 2009	 (BGBl	 I	
S. 416,	428)	und

–	 die	 Ansätze	 der	 Festtitel	 981  11	 und	
981 12	(Ausgaben	für	die	Inanspruchnah-
me	von	Dienstleistungen	des	Rechenzen-
trums	Süd	bzw.	Nord)

	 nach	 näherer	 Maßgabe	 der	 folgenden	 Nrn.	
gegenseitig	 deckungsfähig.	 2Eine	 Deckung	
aus	Ansätzen,	die	bereits	selbst	zu	Lasten	an-
derer	 Ansätze	 verstärkt	 wurden	 (Kettenver-
stärkung),	ist	nicht	möglich.

12.2	 Verstärkung	aus	dem	Stellengehalt	gebunde-
ner	Stellen

	 Innerhalb	 eines	 Kapitels	 kann	 das	 durch-
schnittliche	Stellengehalt	einer	frei	geworde-
nen	und	besetzbaren	Stelle		zur	Verstärkun	g	
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der	in	Nr. 12.1	genannten	Ansätze	unter	fol-
gender	Maßgabe	verwendet	werden:

12.2.1	 1Die	Stelle	muss	über	die	Wiederbesetzungs-
sperre	hinaus	mindestens	ein	Jahr	 lang	 frei-
gehalten	 werden;	 Art.	 6	 Abs.  2	 Satz	 4	 des	
Haushaltsgesetzes	 fi	ndet	 keine	 Anwendung.	
2Die	Verwendung	der	Stellengehälter	für	eine	
Verstärkung	kann	somit	erst	nach	Ablauf	der	
gesetzlichen	 Wiederbesetzungssperre	 erfol-
gen.

12.2.2	 Für	 jeden	 vollen	 Monat,	 für	 den	 die	 Stel-
le	 dann	 über	 den	 haushaltsrechtlich	 vorge-
schriebenen	 oder	 von	 der	 Staatsregierung	
beschlossenen	 Stelleneinzug	 hinaus	 gezielt	
freigehalten	wird,	können	entweder

–	 1/12	 aus	 75	 v.H.	 des	 durchschnittlichen	
Stellengehalts	 zur	 Verstärkung	 der	 An-
sätze	für	Sachinvestitionen	der	Obergrup-
pen	81	und	82	oder

–	 1/12	 aus	 50	 v.H.	 des	 durchschnittlichen	
Stellengehalts	 zur	 Verstärkung	 für	 säch-
liche	 Verwaltungsausgaben	 verwendet	
werden.

12.2.3	 Mit	dem	Zeitpunkt	der	Wiederbesetzung	der	
Stelle	endet	die	Verstärkungsmöglichkeit	der	
Nr. 12.2.

12.3	 Deckungsfähigkeit	der	in	Nr. 12.1	genannten	
Personalausgaben

12.3.1	 1Einsparungen	bei	den	in	Nr. 12.1	genannten	
Ansätzen	 dürfen	 nur	 dann	 für	 die	 Begrün-
dung	zusätzlicher	Dienst-	und	Arbeitsverhält-
nisse	verwendet	werden,	wenn	das	jeweilige	
Dienst-	 bzw.	 Arbeitsverhältnis	 auf	 längstens	
sechs Monate	oder	die	Dauer	einer	jahreszeit-
lich	 bedingten	 Saison	 –	 ohne	 Kettenverlän-
gerung	–	zeitlich	befristet	ist	(Aushilfskräfte).	
2Die	 Einschränkungen	 des	 Satzes  1	 gelten	
nicht,	 soweit	 lediglich	 der	 bei	 Altersteilzeit	
von	 Arbeitnehmern	 auftretende	 Kapazitäts-
verlust	ausgeglichen	wird.

12.3.2	 Einsparungen	 bei	 den	 Titeln	 428  11,	 428  21	
und	428 22	dürfen	nur	bei	mindestens	einjäh-
rigem	Freihalten	der	Beschäftigungsmöglich-
keit	zur	Deckung	von	Ausgaben	für	sächliche	
Verwaltungsausgaben	und	Sachinvestitionen	
der	in		Nr. 12.1	genannten	Ansätze	herangezo-
gen	werden;	hinsichtlich	der	Titel	428 21	und	
428  22	 gilt	 dies	 nur	 bei	 Einsparungen	 über	
den	 haushaltsrechtlich	 vorgeschriebenen	
oder	 von	 der	 Staatsregierung	 beschlossenen	
Stelleneinzug	hinaus.

12.3.3	 1Die	Deckungsfähigkeit	nach	Nr. 12.1	der	Ti-
tel	422 41,	422 42	und	428 41	darf	nur	einseitig	
zu	Lasten	dieser	Titel	in	Anspruch	genommen	
werden.	 2Die	 gegenseitige	 Deckungsfähig-

keit	nach	Nr. 12.1	dieser	Titel	untereinander	
bleibt	unberüh	rt.

12.4	 Umwidmung	von	Personal-	in	Sachmittel	bei	
Privatisierungen

	 1Die	Einschränkungen	der	Nrn.	12.2	und	12.3	
gelten	nicht,	soweit	bei	der	Privatisierung	von	
Aufgaben	eine	Umwidmung	von	Personal-	in	
Sachmittel	 notwendig	 ist,	 die	 entbehrlichen	
Stellen		nicht	wieder	besetzt	und	im	nächsten	
Haushaltsplan	 (stellen-	 und	 betragsmäßig)	
abgesetzt	 werden.	 2Auf	 sich	 hiernach	 erge-
bende	über-	oder	außerplanmäßige	Ausgaben	
ist	Art.	37	BayHO	nicht	anzuwenden,	 sofern	
im	Einzelfall	die	auf	das	Kalenderjahr	hoch-
gerechnete	 Gesamthöhe	 der	 umgewidmeten		
Durchschnittlichen	Stellengehälter	250 000	€	
nicht	übersteigt;	außerplanmäßige	Ausgaben	
sind	jedoch	in	der	Haushaltsrechnung	als	sol-
che	zu	bezeichnen.

12.5	 Einseitige	Deckungsfähigkeit	 zugunsten	von	
Haushaltsstellen	

12.5.1	 Bauunterhalt

	 1Die	Deckungsfähigkeit	nach	Nr. 12.1	für	Titel	
der	Gruppe	519	darf	nur	einseitig	zugunsten	
der	Titel	dieser	Gruppe	in	Anspruch	genom-
men	werden.	2Nr.	1.2	bleibt	unberührt.

12.5.2	 A	usgaben	für	die	Inanspruchnahme	von	Dienst-
leistungen	der	Rechenzentren	Süd	und	Nord

	 Die	Deckungsfähigkeit	nach	Nr.	12.1	 für	die	
Festtitel	981 11	und	981 12	darf	nur	einseitig	
zugunsten	 dieser	 Titel	 in	 Anspruch	 genom-
men	werden.

12.6	 Koppelung	mit	Einnahmen

	 1Mehr-	 oder	 Mindereinnahmen	 von	 bis	 zu	
10 v.H.	der	Summe	der	Obergruppen	12	und	
13	 ohne	 Gruppe	 133,	 der	 Gruppe	 111	 sowie	
der	Titel	119 01	und	119 49	eines	Kapitels,	die	
im	 Vollzug	 erwirtschaftet	 werden,	 erhöhen	
oder	vermindern	die	Ausgabebefugnis	 	der	 in	
Nr. 12.1	genannten	Ansätze	des	entsprechen-
den	Kapitels	zur	Hälfte.	2Dies	gilt	nicht	bei	Ti-
teln,	die	mit	Ausgabeansätzen	gekoppelt	sind.

12.7	 Übertragbarkeit,	zeitliche	Bindung

12.7.1	 Übertragbarkeit

	 Die	in	Nr. 12.1	genannten	Ausgaben	sind	zur	
Förderung	 der	 wirtschaftlichen	 und	 sparsa-
men	Bewirtschaftung	übertragbar.

12.7.2	 Zeitliche	Bindung

	 Das	Staatsministerium	der	Finanzen	wird	er-
mächtigt,	im	Rahmen	seiner	Befugnisse	nach	
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Art. 45	Abs. 3	BayHO	bei	den	in	Nr. 12.1 ge-
nannten	Titeln	bereits	 vor	Ablauf	des	Haus-
haltsjahres	für	einen	Teil	der	zu	erwartenden	
Ausgabereste	 die	 Einwilligung	 zur	 Übertra-
gung	und	Inanspruchnahme	allgemein	zu	er-
teilen.

12.8	 Einzelregelungen

	 	 Die	in	den	Nrn. 12.1	bis	12.7	getroffenen	Re-
gelungen	 fi	nden	 keine	 Anwendung,	 soweit	
in	den	Einzelplänen	in	den	Vorbemerkungen	
zum	 Geltungsbereich	 der	 Regelungen	 zur	
dezentralen	 Budgetverantwortung	 einzelne	
Bereiche	 ausdrücklich	 ausgenommen	 sind;	
sie	fi	nden	zusätzlich	Anwend	ung,	soweit	dort	
einzelne	 Bereiche	 ausdrücklich	 einbezogen	
sind.

12.9	 Berichtspfl	icht

	 Mehrausgaben	 bei	 einem	 Titel,	 die	 im	 Rah-
men	der	Nrn. 12.1	und	12.8	aus	Einsparungen	
bzw.	Mehreinnahmen	geleistet	werden,	 sind	
dem	 Landtag	 jährlich	 mitzuteilen,	 wenn	 sie	
einen	Betrag	von	500 000 €	übersteigen.

13.  Bewirtschaftung der Programmmittel „Auf-
bruch Bayern“

	 	 1Die	 aus	 der	 Grundstockabführung	 nach	
Art. 9	fi	nanzierten	und	 in	den	verbindlichen	
Erläuterungen	zu	Kap. 13 04	Tit. 314 52	ge-
nannten	Ausgabeermächtigungen	dürfen	nur	
für	 die	 dort	 genannten	 Ansätze	 verwendet	
werden.	 2Eine	 Deckung	 zugunsten	 anderer	
Ansätze	 ist	 ausgeschlossen.	 3Die	 Mittel	 sind	
übertragbar.
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Der	 Landtag	 des	 Freistaates	 Bayern	 hat	 das	 fol-
gende	 Gesetz	 beschlossen,	 das	 hiermit	 bekannt	 ge-
macht	wird:

§	1

Das	 Gesetz	 über	 den	 Finanzausgleich	 zwischen	
Staat,	 Gemeinden	 und	 Gemeindeverbänden	 (Fi-
nanzausgleichsgesetz	–	FAG)	in	der	Fassung	der	Be-
kanntmachung	vom	3.	Juni	2010	(GVBl	S.	258,	BayRS
605-1-F)	wird	wie	folgt	geändert:

	 1.	 In	 Art.	 1	 Abs.	 1	 Satz	 1	 wird	 der	 Wert	 „12	 v.H.“	
durch	den	Wert	„12,2	v.H.“	ersetzt.

	 2.	 Art.	13	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 Satz	1	wird	wie	folgt	geändert:

aaa)	 Nr.	1	wird	aufgehoben.

bbb)	Nach	 dem	 Wort	 „Verfügung“	 wird	
der	Klammerzusatz	„(Kommunalan-
teil)“	ein	ge	fügt.

bb)	In	Satz	2	werden	nach	den	Worten	„Die	
Mittel“	 die	 Worte	 „aus	 dem	 Kommunal-
anteil“	ein	gefügt.

cc)	 Satz	5	erhält	folgende	Fassung:

„5Sie	dürfen	auch	 für	die	 in	Art.	 13e	bis	
13h	 genannten	 Zwecke	 verwendet	 wer-
den.“

b)	 Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

aa)	 In	 Satz	 1	 werden	 die	 Worte	 „des	 Auf-
kommens	an	Kraftfahrzeugsteuer	(Abs.	1	
Satz 1	Nr.	1),“	ge	strichen.

bb)	In	 Satz	 2	 wird	 die	 Bezeichnung	
	„13e“  durch	 die	 Bezeichnung	 „13h“	
ersetzt.

	 3.	 Art.	13a	erhält	folgende	Fassung:

6	05-1-F	,	605-10-F

 G esetz 
zur Änderung des 

Finanzausgleichsgesetzes und der 
Verordnung zur Durchführung des Gesetz  es über den Finanzaus-

gleich zwischen Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden 
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2011)

Vom 14. April 2011

„Art.	13a

Gemeinden,	die

1.	 Träger	der	Straßenbaulast	für	Ortsdurchfahr-
ten	im	Zuge	von	Bundesstraßen	sind,

2.	 nach	Art.	42	Abs.	1	des	Bayerischen	Straßen-	
und	Wegegesetzes	Träger	der	Straßenbaulast	
für	Ortsdurchfahrten	im	Zuge	von	Staatsstra-
ßen	sind	oder

3.	 am	30.	Juni	2009	mehr	als	5	000	Einwohner	hat-
ten	und	bis	30.	Juni	2011	keine	Zuweisungen	
nach	Art. 13b	Abs.	2	Satz	1	in	der	bis	31. De-
zember	2010	geltenden	Fassung	wählen,

erhalten	 pauschale	 Zuweisungen	 auf	 der	 Basis	
des	Durchschnitts	ihrer	Beteiligung	an	ihrem	ört-
lichen	Aufkommen	an	Kraftfahrzeugsteuer	in	den	
Jahren	2008	bis	2010.“

	 4.	 Art.	13b	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Abs.	1	Satz	1	erhält	folgende	Fassung:

„1Die	Landkreise	erhalten	zum	Bau	oder	Aus-
bau	 und	 zur	 Unterhaltung	 ihrer	 Kreisstraßen	
pauschale	 Zuweisungen	 auf	 Basis	 der	 ihnen	
im	Jahr	2010	für	2010	gewährten	Kreisstraßen-
pauschalen	nach	Art. 13b	Abs.	1	Satz	1	in	der	
bis	31.	Dezember	2010	geltenden	Fassung.“

b)	 Abs.	2	erhält	folgende	Fassung:

„(2)	 1Die	 kreisangehörigen	 Gemeinden,	
die	 nicht	 die	 Voraussetzungen	 des	 Art.  13a	
erfüllen,	erhalten	zur	Unterhaltung	ihrer	Ge-
meindestraßen	 pauschale	 Zuweisungen	 auf	
Basis	der	 ihnen	 im	Jahr	2010	 für	2010	nach	
Art.	13b	Abs.	2	Satz	1	in	der	bis	31. Dezem-
ber	2010	geltenden	Fassung	gewährten	Stra-
ßenunterhaltspauschalen.	2Die	Zuweisungen	
kön	nen	auch	 für	den	Bau	oder	Ausbau	von	
Gemeindestraßen	verwendet	werden.“

	 5.	 Art.	13c	Abs.	1	Satz	1	erhält	folgende	Fassung:

„1	Vom	 Kommunalanteil	 werden	 108	500	000	€	
zu	gunsten	einer	Ausgleichsmasse	bereitgestellt.“

605-1-F , 605-10-F

Gesetz  
zur Änderung des  

Finanzausgleichsgesetzes und der  
Verordnung zur Durchführung des Gesetzes über den Finanzaus-

gleich zwischen Staat, Gemeinden und Gemeindeverbänden  
(Finanzausgleichsänderungsgesetz 2011)

Vom 14. April 2011
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	 6.	 Art.	13d	und	13e	erhalten	folgende	Fassung:

„Art.	13d

Vom	 Kommunalanteil	 werden	 jährlich	
51	300	000	€	 für	 Finanzhilfen	 nach	 dem	 Gesetz	
über	 den	 öffentlichen	 Personennahverkehr	 in	
Bayern	verwendet.

Art.	13e

1Vom	Kommunalanteil	können	jährlich	bis	zu	
121	250	000	€	 für	 den	 Bau	 von	 Abwasserentsor-
gungsanlagen	verwendet	werden.	2In	den	Jahren	
2011	bis	2015	können	unter	Berücksichtigung	der	
Dringlichkeit	jeweils	bis	zu	25	000	000	€	der	Mit-
tel	 nach	 Satz	1	 auch	 für	 Zuweisungen	 zum	 Bau	
von	 Wasserversorgungsanlagen	 verwendet	 wer-
den.“

	 7.	 Es	werden	folgende	Art.	13f	bis	13h	eingefügt:

„Art.	13f

1Vom	Kommunalanteil	können	jährlich	bis	zu	
17	900	000	€

1.	 für	den	Bau	von	in	gemeindlicher	Sonderbau-
last	stehenden	Ortsumfahrungen	bzw.	Entlas-
tungsstraßen	im	Zug	von	Staatsstraßen	sowie	

2.	 für	die	Änderung	von	bestehenden	Kreuzun-
gen	 zwischen	 Staats-	 und	 Gemeinde-	 oder	
Kreisstraßen	sowie	zwischen	Staats-	und	Ge-
meinde-	und	Kreisstraßen,	soweit	die	betrof-
fenen	Gemeinden	und	Landkreise	die	Ände-
rungskosten	übernehmen,	und	

3.	 für	den	Bau	von	unselbstständigen	Radwegen	
sowie	unselbstständigen	Geh-	und	Radwegen	
an	 Staatsstraßen,	 soweit	 die	 Gemeinde	 die	
Kosten	übernimmt,	

verwendet	werden.	2Für	die	Förderhöhe	und	das	
Förderverfahren	gelten	die	für	den	kommunalen	
Straßenbau	 geltenden	 Bestimmungen	 entspre-
chend.

Art.	13g

Vom	 Kommunalanteil	 können	 jährlich	 bis	
zu	30	000	000	€	 für	Straßenbauvorhaben	der	Ge-
meinden	und	Gemeindeverbände,	die	nach	dem	
Bayerischen	 Ge	meindeverkehrsfi	nanzierungsge-
setz	gefördert	werden,	verwendet	werden.

Art.	13h

Vom	 Kommunalanteil	 werden	 jährlich	
256	000	000	€	zur	Verstärkung	des	Ausgleichs	an	
die	Bezirke	nach	Art.	15	FAG	verwendet.“

	 8.	 Art.	14	erhält	folgende	Fassung:

„Art.	14

(1)	 1Die	Kostenanteile,	die	nach	§	13	des	Ei-
senbahnkreuzungsgesetzes	 in	 der	 jeweils	 gel-
tenden	 Fassung	 dem	 Land	 bei	 Kreuzungen	 mit	
Kreis-	 und	 Gemeindestraßen	 entstehen,	 werden	
aus	dem	Kommunalanteil	fi	nanziert.	2Hierfür	wer-
den	grundsätzlich	die	jeweils	nach	Art.	13a	oder	
13b	Abs.	1	zur	Verfügung	gestellten	Mittel	heran-
gezogen.	3Im	Härtefall	werden	Zuweisungen	aus	
Mitteln	des	Art.	13c	gewährt.

(2)	 Handelt	 es	 sich	 um	 Kreuzungen	 mit	 Ge-
meindestraßen	 einer	 Gemeinde,	 die	 Leistungen	
nach	Art.	13b	Abs. 2	erhält,	können	zur	Finanzie-
rung	des	nach	§	13	des	Eisenbahnkreuzungsge-
setzes	 auf	 das	 Land	 entfallenden	 Kostenanteils	
Zuweisungen	 aus	 Mitteln	 des	 Art.  13c	 gewährt	
werden.“

	 9.	 Art.	15	Abs.	2	wird	wie	folgt	geändert:

a)	 Nr.	 4	 Satz	 3	 wird	 durch	 folgenden	 neuen	
Satz	3	und	Satz	4	ersetzt:

„3Die	 Bevölkerungskomponente	 berücksich-
tigt	als	Aufgabenindikatoren	sowohl	den	An-
teil	eines	Bezirks	an	den	Einwohnern	Bayerns	
insgesamt	als	auch	seinen	Anteil	an	speziel-
len	Einwohnergruppen	mit	höherer	Sozialhil-
fewahrscheinlichkeit.	 4Die	 Ausgabenkompo-
nente	berücksichtigt	den	Anteil	eines	Bezirks	
an	 den	 Nettoausgaben,	 die	 den	 Bezirken	
insgesamt	 als	 überörtlichen	 Trägern	 der	 So-
zialhilfe,	abzüglich	von	Erstattungsleistungen	
nach	Art.	88	Abs.	4	AGSG,	und	der	Kriegsop-
ferfürsorge	sowie	nach	dem	Unterbringungs-
gesetz	erwachsen	sind.“	

b)	 Nrn.	5	und	6	erhalten	folgende	Fassung:

„5.	 1Die	 Bevölkerungskomponente	 eines	
Bezirks	 ist	der	Prozentsatz,	der	sich	er-
gibt,	wenn	man	das	arithmetische	Mittel	
aus	 dem	 Prozentsatz	 seiner	 Einwohner	
an	 der	 gesamten	 Einwohnerzahl	 Bay-
erns	 und	 dem	 Prozentsatz	 der	 Summe	
seiner	 Einwohner,	 die	 das	 85.	 Lebens-
jahr	vollendet	haben,	sowie	seiner	Ein-
wohner	 mit	 schwe	rer	 Behinderung	 an	
der	 Gesamtzahl	 dieser	 speziellen	 Ein-
wohnergruppen	 in	 Bayern	 bildet.	 2Die	
Bevölkerungskomponente	 wird	 mit	
65 v.H.	angesetzt.

6.	 1Die	Ausgabenkomponente	eines	Bezirks	
ist	der	Prozentsatz,	der	sich	ergibt,	wenn	
man	die	unter	Nr.	4	genannten	Nettoaus-
gaben	eines	Be	zirks	ins	Verhältnis	zu	den	
entsprechenden	 Aus	gaben	 aller	 Bezirke	
setzt.	 2Die	 Ausgabenkomponente	 wird	
mit	35	v.H.	angesetzt.“
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10.	 In	Art.	24	Abs.	2	Satz	1	Nr.	1	werden	nach	der	Zahl	
„12“	 das	 Komma	 sowie	 die	 Bezeichnung	 „13b“	
und	 die	 Worte	 „und	 welche	 Straßenlängen	 für	
die	Leistungen	nach	Art.	13b	jeweils	maßgebend	
sind“	gestrichen.

§	2

Die	Verordnung	zur	Durchführung	des	Gesetzes	
über	 den	 Finanzausgleich	 zwischen	 Staat,	 Gemein-
den	 und	 Gemeindeverbänden	 (FAGDV	 2002)	 vom
19.	Juli	2002	 (GVBl	S. 418,	BayRS	605-10-F),	zuletzt	
geändert	durch	§	3	des	Gesetzes	vom	12.	April	2010	
(GVBl	S. 166),	wird	wie	folgt	geändert:

1.	 In	§	1	Abs.	1	Satz	1	werden	nach	der	Zahl	„12“	das	
Komma	und	die	Bezeichnung	„13b“	gestrichen.

2.	 §	15	erhält	folgende	Fassung:

„§ 15

Zuweisungen	nach	Art.	13a	und	13b	FAG

1Die	 Zuweisungen	 nach	 Art.	 13a	 und	 13b	
Abs.	1	 FAG	 werden	 zum	 15.	 März,	 15.  Juni,
15.	September	und	15. De	zember	in	vierteljährli-
chen	Teilbeträgen	ausbezahlt.	2Die	Zuweisungen	
nach	Art.	13b	Abs.	2	FAG	werden	in	einem	Betrag	
zum	15.	Juni	ausbezahlt.“

3.	 In	§	16	Abs.	1	Satz	1	wird	die	Zahl	„75“	durch	die	
Zahl	„85“	ersetzt.

§	3

(1)	Dieses	Gesetz	tritt	mit	Wirkung	vom	1.	Januar	
2011	in	Kraft.	

(2)	Abweichend	von	Art.	13c	Abs.	1	Satz	1	FAG	tritt	
im	Jahr	2011	an	die	Stelle	des	Betrags	„108	500	000	€“	
der	Betrag	„112	900	000	€“.	

München,	den	14.	April	2011

Der Bayerische Ministerpräsident

Horst		S	e	e	h	o	f	e	r
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